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VR China rechnet mit wachsender
Unsicherheit
faz, 11.5. maf. Die Volksrepublik China
hat im Rahmen des bis 2010 laufenden
Fünfjahrplanes begonnen, eine riesige
Rohstoffreserve aufzubauen. Es geht
dabei nach Auskunft des Ministeriums
für Land und Rohstoffe um Uran, Kup-
fer, Aluminium, Kohle, Wolfram und
Mangan und natürlich um Öl. Bei Koh-
le ist von 100 Milliarden Tonnen die
Rede.Das gegenwärtige Welthandelsvo-
lumen, so die FAZ beträgt demgegen-
über 500 Millionen Tonnen jährlich. Die
Anlage einer derartig gigantischen Re-
serve ist eine kostspielige Sache, auch
für die wachsende chinesische Wirt-
schaft. Die VR China sieht offenbar glo-
bale Sicherheitsrisiken. Da selbst eine
ungeheuer große Reserve den Bedarf ei-
ner so großen, in die weltweite Arbeits-
teilung eingebetteten Volkswirtschaft
nicht lange decken kann, geht es poli-
tisch darum, für einen begrenzten Zei-
traum in einem großen Konflikt militä-
risch operieren zu können.Diese Option
lässt sich die VR China allerhand kos-
ten. Die Befüllung der Tanklagerstätten
für Öl hat bereits begonnen. Die poli-
tisch-militärisch Wirkung einer solchen
Rohstoffreserve entsteht auch, falls sie
lediglich mit dem Ziel angelegt wird,
starke Schwankungen der internatio-
nalen Rohstoffpreise abzufangen und
daneben an steigenden Rohstoffpreisen
teilzuhaben.

Kirchenklausel im Anti-
diskriminierungsgesetz
ngo-online.de, 8. und 10. Mai. alk. Das
Bundeskabinett hat sich auf einen Ent-
wurf für eine Antidiskriminierungsge-
setz geeinigt, eigentlich hätte eine ent-
sprechende EU-Richtlinie schon längst
umgesetzt werden müssen. Die Europä-
ische Union verlangt von ihren Mit-
gliedsstaaten Regelungen zum Schutz
vor Benachteiligung wegen Rasse, Ge-
schlecht und ethnischer Herkunft. Die
Koalitionsvereinbarung sieht darüber
hinaus jedoch auch den Schutz vor Dis-
kriminierungen wegen sexueller Iden-
tität, Alter, Behinderung oder Reli-
gionszugehörigkeit vor. Die SPD hat
durchgesetzt, dass nicht nur Einzelper-
sonen, sondern auch Gewerkschaften
und Betriebsräte klagen dürfen. Wäh-
rend die Presse vor allem das Gemurre
aus der Union und der FDP sowie Tei-
len der Wirtschaft wiedergab, fand eine
Ausnahmeregelung, die die Union
durchgesetzt hat,keine Erwähnung: Die
Kirchen dürfen weiterhin Beschäftigte
wegen ihrer Religionszugehörigkeit
diskriminieren. Die christlichen Kir-
chen dürfen also auch in Zukunft Be-
schäftigte per Arbeitsvertrag verpflich-
ten, z.B. der katholischen (oder evange-

lischen) Kirche angehören zu müssen
und bei einem Wechsel mit Entlassung
bedroht zu werden. Dazu passt die fol-
gende Meldung: Das Landessozialge-
richt Rheinland-Pfalz hat geurteilt,
dass das Arbeitsamt zu Recht eine
Sperrfrist für den Bezug von Arbeitslo-
sengeld gegen eine Frau verhängt hat.
Sie war bei einem kirchlichen Träger be-
schäftigt gewesen und nach ihrem Kir-
chenaustritt gekündigt worden. Damit,
so das Gericht, habe sie vorsätzlich ge-
gen den Arbeitsvertrag verstoßen und
ihre Arbeitslosigkeit selbst herbeige-
führt. Das Recht auf Religionsfreiheit
trete dahinter zurück.

Schutzregeln gegen Hedge-Fonds 
Handelsblatt, 3.5.und 11.5. rül. Die
Bundesregierung plant eine Verschär-
fung der Finanzaufsicht und neue Mel-
devorschriften, um Unternehmen gegen
Hedge-Fonds zu schützen. So sollen In-
vestoren künftig bereits Beteiligungen
ab 3 Prozent aufwärts melden müssen.
Bisher gilt diese Meldepflicht erst bei
Beteiligungen ab 5 Prozent.„Mit diesem
Schritt, der gemeinsam mit der EU-
Transparenzregel ab 20. Januar näch-
sten Jahres in Kraft treten soll, trägt
Berlin den Sorgen vieler Firmenchefs
Rechnung,die nach den Vorfällen bei der
Deutschen Börse unruhig wurden“,
kommentiert das „Handelsblatt“ die
neue Regel. Im Fall der Deutschen Bör-
se, die durch mehrere Hedge-Fonds an-
gegriffen wurde und in der Folge ihren
Versuch der Übernahme der Londoner
Börse aufgeben musste und ihren Vor-
standschef und Aufsichtsratschef ver-
lor, prüfte das Bundesaufsichtsamt für
Finanzdienstleistungen längere Zeit
vergeblich, ob die Fonds damals abge-
stimmt handelten.In dem Fall hätten sie
ein offizielles Übernahmeangebot ein-
reichen müssen.Auch die Kontrollmög-
lichkeiten durch das BaFin sollen nun
künftig verschärft werden, berichtet
das Blatt. Ergänzend bemühen sich die
Konzerne um höhere Teilnehmerquoten
an ihren Aktionärsversammlungen.
„Denn dies verhindert, dass einzelne
Großaktionäre – wie etwa Hedge Fonds
– mit relativ geringem Anteilsbesitz
Hauptversammlungen dominieren und
Pläne der Unternehmensführung kip-
pen können“, so die Zeitung.

DGB mit großer Mehrheit für
Mindestlohn von 7,50 Euro
www.dgb.de, Mai 2006. alk. Bis auf die
IG BCE haben alle anderen sieben Ein-
zelgewerkschaften im DGB-Bundes-
vorstand einem Mindestlohn von 7,50
Euro als „gesetzliche Auffanglinie nach
unten“ zugestimmt. Dabei sollen „vor-
rangig Tarifverträge“ die Lohnhöhe be-
stimmen, außerdem soll das Arbeitneh-
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mer-Entsendegesetz, das bislang nur
für den Bau gilt auf weitere Branchen
ausgedehnt werden. Auch sollen mög-
lichst viele Allgemeinverbindlichkeits-
erklärungen angestrebt werden, um da-
mit Tarifentgelte für bestimmte Bran-
chen verbindlich zu machen. Weiter
heißt es dann beim DGB: „Aber auch
das wird vielfach nicht ausreichen, um
allen Beschäftigten einen Lohn von
mindestens 7,50 Euro zu garantieren.
Deshalb brauchen wir einen gesetz-
lichen Mindestlohn, der nicht unter-
schritten werden darf. Zur Festlegung
und Erhöhung des gesetzlichen Min-
destlohns sollte im Einvernehmen mit
den Tarifparteien eine unabhängige
Kommission eingesetzt werden. Diese
soll regelmäßig über die Einkommens-
entwicklung im Niedriglohnbereich be-
richten und Vorschläge zur Höhe des
Mindestlohns unterbreiten. Die Ent-
scheidung trifft die Bundesregierung.“ 

Gesetzliche Rente macht zwei Drittel
der Senioreneinkommen aus
heute im Bundestag, 8.5. alk. 66 Prozent
aller Einkünfte der über 65-Jährigen in
Deutschland sind im Jahr 2003 von der
gesetzlichen Rentenversicherung ge-
kommen. Dies geht aus der Einkom-
mens- und Verbrauchsstichprobe des
Statistischen Bundesamtes hervor, aus
der die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort (16/1351) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (16/1183) zitiert.

21 Prozent der Einkünfte dieser Al-
tersgruppe stammten danach von ande-
ren Alterssicherungssystemen, sieben
Prozent seien Zins- und Mieteinnahmen
sowie Lebensversicherungen und vier
Prozent resultierten aus eigener Er-
werbstätigkeit. Wohngeld, Sozialhilfe
oder Grundsicherung machten schließ-
lich ein Prozent der Senioreneinkünfte
aus.

Während die Einnahmen aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung bei den
ostdeutschen Ehepaaren 89 Prozent,bei
den allein stehenden ostdeutschen
Männern 87 Prozent und bei den allein
stehenden ostdeutschen Frauen 95 Pro-
zent betrügen,lägen diese Anteile in den
alten Bundesländern deutlich niedriger.

Westdeutsche Ehepaare bezögen le-
diglich 57 Prozent ihrer Einkünfte aus
der Rentenversicherung, allein stehen-
de Männer 60 und allein stehende Frau-
en 68 Prozent. Die übrigen Sicherungs-
systeme spielten in Westdeutschland
eine größere Rolle als im Osten.

Während ihr Anteil bei westdeutschen
Ehepaaren und allein stehenden Män-
nern jeweils 26 Prozent und bei allein
stehenden Frauen 22 Prozent betrage,
seien es bei ostdeutschen Ehepaaren
und allein stehenden Frauen jeweils le-
diglich zwei Prozent und bei alleinste-
henden Männern fünf Prozent.

Der Anteil der Zins-, Miet- und Le-
bensversicherungseinnahmen beträgt

im Westen bei Ehepaaren und allein ste-
henden Männern neun und bei allein
stehenden Frauen sechs Prozent, im Os-
ten bei Ehepaaren drei, bei allein ste-
henden Männern sechs und bei allein
stehenden Frauen zwei Prozent.

Die eigene Erwerbstätigkeit mache im
Westen bei Ehepaaren sieben Prozent
der Einkünfte, bei allein stehenden
Männern drei und bei allein
stehenden Frauen ein Prozent
aus. Im Osten belaufe sich ihr
Anteil bei Ehepaaren auf fünf
und bei allein stehenden Män-
nern auf ein Prozent, während
sie bei allein stehenden Frauen
gar keine Rolle spielt.

Umgekehrt spielten Wohn-
geld,Sozialhilfe oder Grundsi-
cherung bei Ehepaaren im
Westen keine Rolle; bei allein
stehenden Männern und Frau-
en betrage ihr Anteil in Ost und
West jeweils ein Prozent.

Wie es weiter heißt, hätten
2002 etwa 15,1 Millionen
Haushalte selbst genutztes
Wohneigentum, davon rund
12,9 Millionen in den alten und
rund 2,3 Millionen in den neu-
en Ländern. Für den Zeitraum
von 1993 bis 2002 meldet die
Regierung einen Anstieg der
Eigentumsquote in Deutsch-
land von 38,7 auf 42,2 Prozent.

Bei den Haushalten mit ei-
nem „Haushaltsvorstand“ von
60 Jahren oder älter habe der
Anteil mit selbst genutztem
Wohneigentum 50,1 Prozent
betragen, davon 54,2 Prozent
im alten Bundesgebiet und
32,4 Prozent in den neuen Län-
dern.

Haushalte mit einem Haupteinkom-
mensbezieher im Alter von 65 Jahren
und älter, die zur Miete wohnten, zah-
len den Angaben zufolge im Schnitt eine
Bruttokaltmiete von 345 Euro,was etwa
knapp 25 Prozent ihres Einkommens
entspreche.

Haushalte mit einem monatlichen
Nettoeinkommen von unter 900 Euro
zahlten 33,4 Prozent ihres Einkommens
für die Miete. Der Mietanteil sinke auf
14,1 Prozent bei einem monatlichen
Nettoeinkommen von 2.900 Euro und
mehr.

Wie aus der Antwort weiter hervor-
geht, hat sich das in Kapitallebens- und
Rentenversicherungsverträgen ange-
sammelte Vermögen von 311,17 Milliar-
den Euro im Jahre 1994 auf 599 Milli-
arden Euro 2004 erhöht.

Die FDP wird’s freuen. Banken und
Versicherungsunternehmen sehen
Wachstumsmärkte für private Vorsorge.
Und wenn faktisch die Bedeutung der
gesetzlichen Rente abnimmt, könnten
die Pläne einer aufs Minimum redu-
zierten Grundrente verwirklicht wer-
den.

Aufgeblähter Luxus 
faz. 16.5. maf. Auf Schloss Herren-
chiemsee kann man einen Königsman-
tel bewundern, unter dessen luxuriöser
Schwere Ludwig II. hätte zusammen-
brechen müssen. Dieser König wurde
von den bürgerlichen Zeitgenossen für
wahnsinnig gehalten. Der neue Porsche

Turbo kostet in der Grundausstattung
133.603 Euro. Der Preis ist laut Aus-
kunft der Firma kein Problem. Der Auf-
tragseingang sei überwältigend. Das
Gerät beschleunigt von 0 auf 100 km/h
in 3,7 Sekunden, für 200 km/h werden
12,7 Sekunden benötigt. Die Spitzenge-
schwindigkeit liegt bei 310 km/h. Mehr
als die Hymnen auf die technische Per-
fektion verrät der Umstand, dass der
Testberichterstatter der FAZ das Fahr-
zeug nur als Beifahrer erlebt hatte.
Selbst dieser zweifellos in vielen Autos
wohl befahrene Mann traute sich den
Job nicht zu. Das Fahrzeug wurde ihm
vom Walter Röhrl, einen hochdekorier-
ten Rallyefahrer vorgeführt, der dabei
launig angemerkt haben soll, die einzi-
ge Schwierigkeit sei,„die Straße zu tref-
fen“. Wozu dient ein Sportwagen, den
ein gewerbsmäßiger Autotester nicht
mehr selbst ausfahren kann? Wenn ein
Reicher sich einen solchen Sportwagen
kauft, braucht er zum vollen Fahrerleb-
nis einen Chauffeur. Er kann im Grun-
de nur daneben sitzen und einen fahren
lassen.

Zusammenstellung: alk
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Kombilöhne

Die Union wird
bescheiden

Am 9. Mai haben die Generalsekretär
von CDU und CSU, Ronald Pofalla und
Markus Söder, Eckpunkte eines ge-
meinsamen „Kombilohn-Modell“ vor-
gestellt, über das die beiden Unions-
parteien nun mit der SPD und der Öf-
fentlichkeit diskutieren wollen und das
im Herbst in das von SPD-Arbeitsmi-
nister Müntefering angekündigte Re-
formkonzept für den Arbeitsmarkt
(nach bisherigen Ankündigungen eine
Kombination „Kombilohn plus Min-
destlohn“) einfließen soll.

Das Modell von Söder und Pofalla
sieht eine Förderung nur für Vollzeit-
stellen vor. Gefördert werden sollen
nicht die Arbeitslosen, sondern die
Unternehmen. Diese sollen einen be-
fristeten Lohnkostenzuschuss in Höhe
von 40 Prozent erhalten,wenn sie Lang-
zeitarbeitslose über 50 Jahre einstellen
oder Jugendliche, die längere Zeit we-
der einen Ausbildungs- noch einen Ar-

beitsplatz gefunden haben. Gefördert
werden dabei nur Beschäftigungen, bei
denen Jugendliche unter 1.300 Euro
verdienen.Für Ältere,die mindestens 12
Monate und maximal 48 Monate ar-
beitslos waren, soll die Obergrenze der
Entlohnung der geförderten Jobs bei
1.600 Euro brutto im Monat liegen.CDU
und CSU beziffern die Kosten ihres Mo-
dells auf 500 Mio. bis 1,25 Milliarden
Euro. Bis Juni soll das genaue Modell
vorliegen.

Die Förderungsangebote der beiden
Parteien zielen damit auf einen weite-
ren Ausbau der Niedriglohnzone. Auch
Leiharbeit soll unter die Förderung fal-
len.

Gegenüber ihren ersten vollmundigen
Ankündigungen sind die Unionspar-
teien damit bereits extrem bescheiden
geworden. Nur 200.000 „neue Jobs“ soll
die neue Förderung nun erbringen, ver-

kündeten die beiden Generalsekretäre.
Noch Anfang Januar hatte der sächsi-
sche Ministerpräsident Milbradt (CDU)
angekündigt, mit „Kombilöhnen“ ließe
sich die Arbeitslosigkeit halbieren (Die
Welt, 4.1.06). Der frühere CDU-Gene-
ralsekretär und heutige arbeitsmarkt-
politische Sprecher seiner Partei, Lau-
renz Meyer, hatte bis zu eine Million
neue Jobs versprochen (Berliner Zei-
tung, 2.1.06). Jetzt ist die Union schon
auf ein Fünftel bis Zehntel dieser Zah-
len herunter.

Auf einer Fachtagung der Berliner Se-
natsverwaltung für Wirtschaft und Ar-
beit am 11. Mai zu Kombilöhnen und
Mindestlohn fragte deshalb ein Journa-
list des liberalen „Tagesspiegels“ be-
reits spöttisch, ob diese Ankündigung
nicht in Wirklichkeit das Ende aller
Kombilohn-Pläne der Union sei? Das
wohl kaum, aber die Zweifel sind be-
rechtigt. Zumal, wie die DGB-Vorsit-
zende Engelen-Kefer in einem Brief an
die beiden Generalsekretäre deutlich
machte, das von diesen vorgelegte Mo-
dell hinter ohnehin vorhandene Förder-
programme deutlich zurück fällt. „Das
seit langem bestehende Instrument der

Lohnkostenzu-
schüsse sieht zum
Beispiel einen Zu-
schuss von in der
Regel 50 Prozent
bis zu 12 Monate
vor, für Ältere so-
gar bis zu 36 Mo-
nate und für
Schwerbehinderte
bis zu 70 Prozent
für maximal 60
Monate“, heißt es
in ihrem Schreiben
an Pofalla und Sö-
der. (Berliner Zei-
tung, 11.5.06).

Im Jahr 2004 hat
die Agentur für Ar-
beit (nachzulesen
in ihrem Jahresbe-

richt 2004 unter www.arbeitsagentur.
de) bundesweit 160.000 solcher Einglie-
derungszuschüsse gezahlt, im Jahr 2003
etwa 185.000.Was also bedeutet die An-
kündigung der Union nun reell? Im Er-
gebnis vielleicht den Versuch,solche Zu-
schüsse künftig nur noch für über 50-
jährige und unter 25-jährige Langzeit-
arbeitslose zu zahlen und für andere zu
sperren? Eine alleinerziehende Mutter,
über 25 Jahre alt,hätte dann keinen An-
spruch mehr auf Förderung. Was soll
das?

Auch die Arbeitgeberverbände lehnen
die Pläne der Unionsparteien rundweg
ab.Breit angelegte Subventionen an Ar-
beitgeber zur Beschäftigung junger und
älterer Arbeitsloser seien teuer,lüden zu
Mitnahmeeffekten ein und seien über-
dies arbeitsmarktpolitisch ineffizient,
zitierte die „Berliner Zeitung“ Arbeit-
geberpräsident Hundt. Die Union füge

„der ohnehin schon zu großen Fülle ar-
beitsmarktpolitischer Einzelinstru-
mente eine weitere schlechte Variante
hinzu“.Auch der wissenschaftliche Bei-
rat im Bundeswirtschaftsministerium
von Glos (CSU) warnte vor einer neuen
Arbeitgeberförderung. Der Wirt-
schaftsweise Prof. Bofinger schließlich
nannte die Unions-Vorschläge schlicht
eine „Gespensterdebatte, in der die Re-
alität nicht wahrgenommen wird“. Bei
diesen ersten Reaktionen darf man ge-
spannt sein, was im Herbst von den Vor-
schlägen von CDU und CSU noch übrig
ist. rül
Quellen: www.cdu.de, 9.5.06; Handelsblatt,
10.5.06; Berliner Zeitung, 11.5.06, Jahresbericht
2004 der Agentur für Arbeit, hrsg. im August
2005)

Berlin

Streit um Moscheebau.
CDU bekommt Ärger
wegen ihrem rechten
Rand
Weil die knapp 200 Mitglieder der mus-
limischen Ahmadiyya-Gemeinschaft
im Ortsteil Heinersdorf in Berlin-Pan-
kow bis 2007 auf einem 4.000 Quadrat-
meter großen Grundstück eine zweistö-
ckige Moschee mit einem zwölf Meter
hohen Minarett errichten wollen,tobt in
dem Ortsteil seit mehreren Wochen ein
inzwischen bundesweit bekannt gewor-
dener Konflikt.

Die Ahmadiyya-Gemeinschaft ist un-
ter Muslimen eine Randgruppe, stammt
ursprünglich aus Pakistan und soll
bundesweit etwa 30.000 Mitglieder ha-
ben. Ihre Zentrale hat sie in Frank-
furt/Main, dort, in Darmstadt und in
Rheinland-Pfalz stehen auch schon drei
Gebetshäuser, und alle örtlichen Politi-
ker aus den entsprechenden Orten be-
stätigen, es gebe keinerlei Probleme. Im
Gegenteil: Die Gemeinschaft gilt bei al-
len, die mit ihr zu tun hatten, als außer-
ordentlich integrationswillig und fried-
lich. Alle Ämter für Verfassungsschutz
bestätigen das.

In Heinersdorf aber eskalierte Ende
März der Konflikt. Auf einer Bürger-
versammlung,ursprünglich einberufen,
um aufgeregten Bewohnern den vom
CDU-Baustadtrat schon genehmigten
Bau zu erklären und Vorurteile auszu-
räumen, versammelten sich 500 bis 700
aufgeregte Anwohner, um den Bau zu
stoppen.In der Halle befanden sich etwa
20 Personen aus dem Parteien- und Ka-
meradschaftsspektrum (von Neonazis),
unter ihnen der Vorsitzende des NPD-
Kreisverbandes Pankow und Mitglieder
der Pankower „Kameradschaft Verein-
te Nationalisten Nordost“ (VNNO),Jörg
Hähnel, Andreas Thürmann vom „Mär-
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kischen Heimatschutz“ sowie einzelne
Mitglieder der rechten Rocker-Grup-
pierung „Vandalen“, berichtet der Mai-
Rundbrief des Berliner Antifa-Zen-
trums „apabiz e.V.“. Aber Wortführer
der aufgebrachten Heinersdorfer waren
eher Kleingewerbetreibende und Haus-
besitzer aus dem Gebiet, die sich inzwi-
schen als eine „Interessengemeinschaft
Heinersdorfer Bürger (IPAHB)“ gebil-
det haben, 50 Mitglieder haben, um ihre
Ruhe fürchten und aus ihrer islam-
feindlichen Aufgeregtheit keinen Hehl
machten. Am Ende musste die Polizei
die Versammlung auflösen und den Ver-
treter der Ahmadiyya-Gemeinschaft
sowie Vertreter des Bezirks schützend
aus dem Saal begleiten.

Wenige Tage später, am 1. April, ver-
anstalteten die NPD und andere Neo-
nazis eine Demonstration durch Hei-
nersdorf, in der sie zum Stopp des Mo-
scheebaus aufriefen und vor „Kreuz-
berger oder Neuköllner Verhältnissen“
in Heinersdorf und Pankow warnten.
Außer bekannten Neonazis nahmen
daran aber kaum Heinersdorfer An-
wohner teil. Die „Interessengemein-
schaft“ der Moscheegegner wehrt sich
seitdem ständig gegen „Diffamierun-
gen“, sie gehöre nicht zum rechten
Rand, erklärt sie.

Trübe Rolle von CDU und evangelischer

Kirche

Die „Interessengemeinschaft“ der Mo-
scheegegner hat inzwischen ein „Bür-
gerbegehren“ beantragt und will bereits
3.000 Unterschriften gegen den Bau der
Moschee gesammelt haben. Die CDU
unterstützt sie dabei. Der Antrag auf
Einleitung des Bürgerbegehrens wird
aber abgelehnt werden. Die Senatsver-
waltung für Inneres hat bereits erklärt,
das Begehren verletze die im Grundge-
setz geschützte Religionsfreiheit und
werde deshalb nicht zugelassen.

Eine trübe Rolle in diesem Konflikt
spielt neben der NPD auch die CDU und
einige Vertreter der evangelischen Kir-
che. So hat sich der Berliner CDU-Spit-

zenkandidat zu den Abgeordneten-
hauswahlen im September, Friedbert
Pflüger, nach Bekanntwerden des Kon-
flikts eilig an die Seite der Moscheegeg-
ner gestellt. Auf einer Versammlung der
Moscheegegner unterstützte er deren
Forderung. Zur Bekräftigung hatte er
gleich noch eine Stellungnahme des
„Sektenbeauftragten der evangelischen
Kirche in Berlin“,Thomas Gandow,mit-
gebracht. In seiner Stellungnahme be-
hauptet dieser Herr Gandow ohne
irgendeinen Beleg, die Gemeinde er-
richte ihre Moscheen, „um zu provozie-
ren und ihre aggressive Missionierung
voranzutreiben“. Mehrere evangelische
Pfarrer kritisierten diese Stellungnah-
me inzwischen und stellen sich zum Teil
offen auf die Seite der Moscheebauer.

Auf einer Sondersitzung der Bezirks-
verordnetenversammlung in Pankow
Anfang Mai traten erneut die Gegner
des Moscheevorhabens auf, darunter
auch ein Neonazi mit T-Shirt „Freiheit
für nationale Sozialisten“, der von der
Polizei nach Feststellung der Persona-
lien aus dem Saal geführt wurde. SPD,
Linkspartei.PDS und Grüne kritisier-
ten in der Sitzung die Christdemokra-
ten als „verlogen und heuchlerisch“.Die
Union wolle „populistisch Stimmen am
rechten Rand der Gesellschaft gewin-
nen“, das sei „Demagogie und schädigt
massiv die Entwicklungsperspektiven
für Heinersdorf“, sagte Michael van der
Meer, Fraktionschef der Linkspartei.
Der Bezirk will nun einen Bürgerbrief
mit Infos über den Bau der Moschee und
die Gemeinde an alle Heinersdorfer ver-
schicken und so zu einer Versachlichung
beitragen. CDU-Baustadtrat Federlein
erhielt in der BVV-Sitzung sogar ein-
stimmig das Vertrauen für seine Amts-
führung ausgesprochen.

Die CDU bekommt Probleme

Die CDU dagegen bekommt Probleme.
Denn inzwischen wurde bekannt, dass
an der NPD-Demo am 1. April auch der
Pankower Christdemokrat Bernhard
Lasinski teilgenommen hat. Der CDU-

Mann ist Bürgerdeputierter im Aus-
schuss für Stadtentwicklung und Ver-
kehr und Schatzmeister im CDU-Orts-
verband Pankow-Nord. Als seine Teil-
nahme an der NPD-Demo anhand von
Fotos aufflog, blieb der CDU nichts an-
deres übrig, als ein Parteiordnungsver-
fahren gegen ihn einzuleiten.Am 4. Mai
trat Lasinski darauf aus der CDU aus.

Einen Tag vorher war im Abgeordne-
tenhaus zudem bereits ein CSU-Vertre-
ter mit extremistischer und ausländer-
feindlicher Hetze aufgefallen. Der His-
toriker Ralf Glagow von der Hanns-Sei-
del-Stiftung warnte vor einem sich aus-
breitenden „Eurabia“, geißelte einen
angeblich seit 40 Jahren anhaltenden
„Werteverfall“, verursacht durch Mul-
tikulti, Linksintellektuelle, progressive
Kirchenleute und Professoren, die sich
„verhängnisvoll austoben“ könnten.
Deutschtum, Heimat und Vaterland
würden abgewertet usw. Selbst CDU-
Leute stuften den Vortrag nachher als
„starken Tobak“ ein. In der Presse wur-
de ebenfalls kritisch darüber berichtet.

Das alles schickt die CDU in den Um-
fragen weiter in den Keller. In der letz-
ten Umfrage der Springer-Zeitung
„Berliner Morgenpost“, veröffentlicht
am 7. Mai, kommt die CDU jetzt nur
noch auf 23% Zustimmung. Das ist der
schlechteste Wert seit fast einem Jahr
und drei Prozent weniger als bei der
letzten Umfrage am 2. April, vor Be-
kanntwerden des Konflikts in Heiners-
dorf.

„In der Union sieht man die Entwick-
lung in Pankow mit zunehmender Sor-
ge“, zitiert die „Berliner Zeitung“ am 5.
Mai nicht näher genannte CDU-Politi-
ker. Statt das liberale Bürgertum anzu-
sprechen, bekomme die Union nun Pro-
bleme mit ihrem rechten Rand. Pflüger
sei falsch beraten worden,als er sich ge-
gen den Moschee-Bau aussprach. „Nun
sieht man, wohin das führt“, wird der
ungenannte CDU-Mann zitiert. rül

Quellen: Handelsblatt, 20.4.06; Tagesspiegel,
23.4.06, Berliner Zeitung, 22.4. und 4.5. bis 7.5.06,
apabiz-Monitor, Mai 2006

Die Bürgerversammlung wird unter Anwesenheit von Neonazis auf-
geputscht, Wortführer sind Kleingewerbetreibende und Hausbesit-

zer aus dem Viertel. An der NPD-Demonstration gegen die Moschee
beteiligen sie sich nicht, allerdings ein CDU-Funktionär.
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Von Klaus Kukuk in DTN Nr. 71, März 2006

Am 2. und 3. Juni werden in der Tsche-
chischen Republik Parlamentswahlen,
Kommunalwahlen und Nachwahlen für
den Senat (2. Kammer des Parlaments)
stattfinden. Außerdem werden die Ver-
treter für die Hauptstadt Prag gewählt.
Die Wahlarithmetik lässt schon jetzt
keinen Zweifel: Ohne die tschechischen
Kommunisten oder gar gegen sie geht
trotz zunehmender antikommunisti-
scher Hysterie auch in diesem Wahljahr
nichts.Die Kommunistische Partei Böh-
mens und Mährens (KPBM) hat in der
ganzen Legislaturperiode eine kon-
struktive Oppositionspolitik betrieben,
die sich an den Interessen ihrer Wähler-
klientel und an ihrem Programm orien-
tierte und Verlässlichkeit bewies. Die
tschechischen Kommunisten verfolgen
in ihrem komplex angelegten Wahlpro-
gramm mit der Orientierung auf die
Schaffung einer sozial gerechten und
demokratischen Gesellschaft die Stra-
tegie, im wesentlichen keine neuen For-
derungen aufzustellen, die sie dem Ver-
dacht populistischer Versprechen aus-

setzen könnten, sondern sie legt in
grundlegenden Bereichen des gesell-
schaftlichen Lebens den Finger auf jene
Grundprämissen, die in der tschechi-
schen Verfassung und dem geltenden
Gesetzeswerk festgeschrieben und da-
mit eigentlich Regierungsauftrag, aber
von einer Verwirklichung zum Teil weit
entfernt sind.

Das Programm ist in vier Themen-
komplexe gegliedert:
– Die sozialen Prioritäten sind reali-

sierbar
– Für eine demokratische Gesellschaft

mit guten Umweltbedingungen
– Die Gesundung der Wirtschaft ist

eine Chance für alle Bürger
– Offenheit, Gleichheit, Zusammenar-

beit, Sicherheit
Trotz der anhaltenden, sich im Wahl-

kampf noch verschärfenden antikom-
munistischen Kampagne, die besonders
seitens der ODS betrieben wird, behält
die KPBM in den Umfragen einen sta-
bilen dritten Platz, wenngleich sie ge-
genüber den letzten Wahlen 4% verlo-
ren hat. Das sollte aber nicht über-
schätzt werden, denn Umfragewerte
und Mobilisierung des Wählerpotenti-
als sind zwei verschiedene Schuhe.

CSSD: Orange = selbstbewusst 

Die Tschechische Sozialdemokratische
Partei (ČSSD) hat ihre Wahlkampagne
in diesem Jahr der bereits 2005 von Sta-
nislav Gross beauftragten amerikani-
schen Agentur Penn, Schoen und Bary-
land (PSB) anvertraut, die auch den
Wahlkampf für Clinton, Blair und Kos-
tunica gemanagt hat. Am 28.1.2006 hat
auch die ČSSD im doppelten Wortsinn
Farbe bekannt.Ihr Spitzenkandidat Pa-
roubek hat „mit Entschiedenheit“(!)
eine Zusammenarbeit mit den Kommu-
nisten auf Regierungsebene abgelehnt.
Er hat sich zugleich von dem bisherigen
Koalitionspartner KDU-ČSL „scharf
abgegrenzt“ und ihm unproduktiven
Antikommunismus vorgeworfen. Die
bürgerlichen Demokraten sind laut Pa-
roubek „Leute, die dem Land schaden
und unfähig sind, den Staat zu leiten“.
Paroubek hält es derzeitig deshalb für
das Wahrscheinlichste,dass seine Partei
– sofern sie die Wahl gewinnt – eine Min-
derheitsregierung mit zwei Dritteln so-
zialdemokratischer Minister und einem
Drittel parteiloser Fachleute bilden
wird. Die Wahlfarbe der Sozialdemo-
kraten ist Orange – wie originell! Sie
strahlt laut Paroubek Selbstbewusst-
sein aus.

Die Regierungspartei ČSSD stützte
sich bislang in ihrer Argumentation
noch auf die Regierungserklärung von
Paroubek vom September 2005. Sie war
sich wohl bewusst: Mit ihrem „Offenen
langfristigen Progamm“,das die sog.so-
zialdemokratischen Grundwerte, allge-
meine Ziele, strategische Hauptrich-
tungen und Positionen auf politischen

Oranges Selbstbewusstsein, blaue Chance, grüne Hoff-

nung – rote Tolerierung? 

Im Juni wird in Tschechien
gewählt

Die Hauptpunkte des Wahl-
programms der CSSD:

– Der Durchschnittslohn soll 2010
mindestens 26.500 Kč betragen
(2005: 18.800 Kč).

– Der Reallohn soll bis 2010 um min-
destens 20% steigen.

– Mindestens 150.000 neue Arbeits-
plätze sollen geschaffen werden.

– Die Arbeitslosigkeit soll von 8,9%
auf 6% sinken.

– Das BIP soll jährlich um durch-
schnittlich 5% wachsen.

– Bis 2010 wird der Elternbeitrag (der-
zeitig 3.635,00 Kč) 10.000 Kč über-
schreiten.

– Die Ausgaben für Wissenschaft und
Forschung sollen auf 3% des BIP an-
steigen, davon würden ein Drittel
aus dem Haushalt und zwei Drittel
aus der Privatwirtschaft abgedeckt
(z.Zt.1,28% des BIP).

– Die Zahl der Hochschulstudenten
soll von derzeitig 270.000 auf
350.000 steigen.

– Der Anteil der Gymnasiasten soll bis
2010 von ca. 20% auf 35% steigen.

– Mehr als 5% des Energieaufkom-

mens sollen aus erneuerbaren
Ressourcen gedeckt werden.

– Die Durchschnittsrente soll von der-
zeitig 8.100 Kč um fast 25% anstei-
gen.

– Die Ausgaben der Bevölkerung für
das Wohnen einschließlich Dienst-
leistungen sollen 30% ihrer Netto-
einkommen (2005: 17,2%) nicht
überschreiten.

– Der Steuerfreibetrag pro Kind wird
von 6.000 auf 10.000 Kč erhöht.

– Der maximale Steuerbonus für Fa-
milien mit Niedrigeinkommen und
Kindern wird von 30.000 auf 50.000
Kč erhöht.

– Der Steuernachlass für Einzelperso-
nen wird von 7.200 auf 9.000 Kč er-
höht.

– Der Einkommenssteuersatz für ju-
ristische Personen wird bis auf 20%
abgesenkt bei gleichzeitiger Verein-
fachung und Erweiterung der Steu-
erbasis (z.Zt. 24%).

– In die Verkehrsinfrastruktur werden
bis zu 100 Mrd. Kč investiert.

– 300 km neue Autobahnen und
Schnellstraßen sollen fertiggestellt
werden.

– Für Umweltschutz werden 100 Mrd.
Kčbereit gestellt (inklusive EU-För-
dermittel).

– Die Förderung von Jugend und Sport
wird um 30% erhöht.

– Die Ausgaben für Kultur werden auf
1% des Haushalts erhöht (2005:
0,49%).

– Gerichtsverfahren werden um 30%
verkürzt.

– Die Zahl der Polizisten in den
Grundeinheiten wird um 4.000 er-
höht.

– EU-Gelder für mehr als 700 Projek-
te in Städten und Gemeinden wer-
den ausgeschöpft.

– Aus dem EU-Fonds kommen 120
Mrd Kč jährlich für Tschechien.

– 2010 erfolgt der Beitritt zur Wäh-
rungsunion.

– Der Präsident soll künftig direkt ge-
wählt werden.

– Die Verfassung wird geändert: Mög-
lichkeit von Referenden.

– Ein neues Gesetz über die Denk-
malspflege wird verabschiedet.

– Ausgestaltung einer modernen Kir-
chenlegislative.

•
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Hauptfeldern sehr allgemein dekliniert,
würde sie bei der Wählerschaft kaum
punkten können. Sie würde also in na-
her Zukunft ein lesbares Wahlpro-
gramm präsentieren müssen. Das ist
nun fertig und wurde Ende Januar auf
einer Programmkonferenz offiziell prä-
sentiert.Von den 30 Programmpunkten
(siehe Kasten) kosten mindestens 25
richtig Geld.Aber kein Wort von Gegen-
finanzierung. Man darf auf das Regie-
rungsprogramm oder den Koalitions-
vertrag gespannt sein, falls die Sozial-
demokraten in Regierungsverantwor-
tung gelangen.

Auf Partnersuche 

Die ČSSD ist intensiv damit beschäf-
tigt, intern die Strategie der Bürger-
lichen Demokraten (ODS) zu analysie-
ren. In diesem Zusammenhang stellt
sich für sie die Frage des Bündnispart-
ners. Mit der ODS tut sie noch so, als
wolle sie nicht, mit der christlich-de-
mokratischen KDU-ČSL kann sie rein
rechnerisch nicht,mit der KPBM möch-
te sie nicht, wird aber wohl oder übel
eine Option mit ihr offen lassen müssen,
als Tolerierungs- oder Bündnispartner.
Und so wird versucht, den Kommunis-
ten weitgehend nach den Vorgaben der
amerikanischen Agentur und in den In-
tentionen der Europaratsresolution Be-
dingungen zu stellen:
– Entschuldigung für die „Verbrechen
des Kommunismus“ (das hat die KPBM
schon getan,braucht sie also nicht mehr
in ein Koalitionspapier zu schreiben).
– Distanzierung von der früheren
KPTsch  (die KPBM verweist darauf,

dass sie ihr eigenes Programm und ihr
eigenes Statut hat).
– Bekenntnis zur Entwicklung nach
dem November 1989, die sie als ihre ei-
gene Befreiung betrachten soll (eindeu-
tige Ablehnung bei der KPBM: sie kön-
ne sich nicht zum Kapitalismus beken-
nen, der Sozialismus habe nur zeitwei-
lig verloren).
– Die KPBM möge sich als Verteidiger
des Rechts auf Privateigentum (gemeint
ist an Produktionsmitteln) erklären
(auch das ist von der KPBM nicht zu ha-
ben, sie tritt für die Existenz aller Ei-
gentumsformen ein und präferiert ge-
sellschaftliche Eigentumsformen).

Die KPBM verwahrt sich dagegen,
dass ihr für eine eventuelle Zusammen-
arbeit Bedingungen gestellt werden,die
an die Substanz ihres Programms ge-
hen.

Die Bürgerdemokraten: Blaue Chance –

oder nicht?

Die stärkste Oppositionspartei ODS
scheint noch unentschlossen zu sein, ob
sie ihre Konzepte beibehält,aktualisiert
oder beiseite lässt, obwohl darin aus-
führlich alle wesentlichen Politikfelder
für eine nur wenig gebremste neolibe-
rale Politik enthalten sind. Offensicht-
lich wartet sie auf das konkrete Wahl-
programm ihrer Konkurrenten.

Die bürgerliche Oppositionspartei
verfügt mit den auf den wichtigsten Po-
litikfeldern ausgearbeiteten Konzepten
für neoliberale Politik, die seit 2002 als
„Blaue Chance“ firmieren, zwar über
ein solides Wahlprogramm, scheint sich
aber überhaupt nicht im Klaren zu sein,

ob ihr das so viele Wähler abnehmen,
dass es für ein Regierungsmandat
reicht. Deshalb hält sich die Parteispit-
ze seit geraumer Zeit bedeckt,womit die
Partei in den Wahlkampf ziehen will.
Neu entdeckt hat sie für sich die Sozi-
alpolitik (Steuersenkung = geringere
gleiche Steuersätze für alle (!), Renten-
reform, Wohnungsmieten u.ä.).

Es bleibt abzuwarten, ob und wann
die graue Eminenz der ODS, der unpar-
teiisch sein sollende Präsident Václav
Klaus, als ODS-Ehrenvorsitzender mit
Glacéhandschuhen die strategischen
Weichenstellungen programmiert.

Immerhin hat sich Klaus im Januar
weit aus dem Fenster gelehnt, indem er
vollmundig tönte, eine von der KPBM
tolerierte Minderheitsregierung der
ČSSD werde bei ihm nicht durchgehen.
Und kürzlich hat er noch nachgelegt,in-
dem er in der Wirtschaftszeitung Hos-
podáæské noviny dazu aufrief, nieman-
den zu wählen, der die Idee des Sozial-
staates unterstützt, denn der Sozialde-
mokratismus sei für Europa der Ver-
derb. (Natürlich weiß ein Mann wie
Klaus, dass er damit seine Kompeten-
zen überschreitet, aber probieren kann
man es ja mal. Immerhin hat es schon
einmal funktioniert: Paroubeks Vorgän-
ger Gross ist 2004 auf die Forderung von
Klaus eingegangen und hat ihm 101
Unterschriften von Abgeordneten zum
Beweis vorgelegt, dass er über eine par-
lamentarische Mehrheit verfügt.) 

Aus dem Präsidenten aller Tschechen,
der für seine Wahl um die Stimmen der
Kommunisten werben musste, ist wie-
der der Präsident aller Konservativen

Fünf Wochen vor der Wahl: Brutaler
Überfall auf KP-Vize in Prager Metro
Auf den Stellvertretenden Vorsitzenden
der KP Böhmens und Mährens (KSČM)
und Abgeordneten zum Tschechischen
Parlament, Jirí Dolejš, ist in der Nacht
vom 25.auf den 26.April in Prag ein An-
schlag verübt worden. Der brutale
Überfall wird mit der seit längerer Zeit
in Tschechien und auf europäischer
Ebene laufenden antikommunistischen
Kampagne in Verbindung gebracht.Ver-
treter aller tschechischen Parteien ver-
urteilten den Anschlag. Ministerpräsi-
dent Jirí Paroubek machte indirekt die
(konservative) Partei ODS und einige
Medien für den Vorfall mitverantwort-
lich, weil sie zum Hass gegen Kommu-
nisten und die gesamte Linke aufsta-
chelten. „Ich würde das als einen bür-
gerlichen Kalten Krieg bezeichnen, den
die ODS und deren Satellitenorganisa-
tionen losgetreten haben“, sagte Parou-
bek. Und die Arbeit einiger Journalis-
ten müsse man als „verbale Pyrotech-
nik“ bezeichnen.ODS-Parteichef Mirek
Topolánek konterte, Paroubek müsse
das „gesunde Urteilsvermögen“ verlo-
ren haben.

Jirí Dolejš fürchtet vor allem, die Ver-
letzung seines rechten Auges könnte
bleibende Folgen haben. Den Überfall
schildert er folgendermaßen:

„Ich blieb länger im Abgeordneten-
haus, deshalb stieg ich gegen Mitter-
nacht aus der Straßenbahn in der Nähe
des Hradschin-Platzes aus und ging zur
U-Bahn-Station in Richtung Bubenec-
Straße. Ich sah eine Gruppe Personen,
die mich zu verfolgen begann.Während
ich durch diese Gruppe ging (es gab kei-
ne andere Möglichkeit), hörte ich je-
manden sagen: „Guck mal, das ist der
abscheuliche Kommunist“, und weiter
hörte ich sie sagen, ich sei eine „kom-
munistische Sau“.Solche Aggression ist
nicht üblich, trotzdem erlebe ich sie ge-
legentlich. Und ich weiß, es ist am be-
sten,nicht darauf einzugehen.Nach un-
gefähr 200 m hörte ich hinter mir Schrit-
te.Bevor ich mich umdrehen konnte,be-
kam ich den ersten Schlag ins Gesicht –
ins rechte Auge – und ich wurde dabei
zu Boden geworfen. Man trat minuten-
lang auf mich ein und schlug mich.Wäh-
rend des Angriffs sprach niemand, ich
hörte nur den Atem. Ich schätze, sie wa-
ren drei. Da die Straße leer war, musste
es sich meiner Meinung nach um die

gleichen Menschen handeln, die ich in
der Unterführung getroffen hatte. Es
war kein Raubüberfall, mir wurde we-
der meine Aktentasche noch mein Por-
temonnaie entwendet – man hat mir also
nichts geklaut,ich wurde nur attackiert.
Angesichts des ursprünglichen verba-
len Angriffs schätze ich die Sache so ein,
dass es um einen politisch motivierten
Angriff ging. Eine andere Erklärung
habe ich nicht.“

Die Frage, ob es sich auch um einen
unpolitischen Angriff durch Betrunke-
ne gehandelt haben könnte, verneinte
Dolejš: „Ich würde nicht sagen, dass sie
betrunken waren. Sie sprachen nicht
laut,sie schrieen nicht,sie sprachen eher
gedämpft. Es ging um keine Aggressi-
vität irgendwelcher Säufer, das ist mei-
ne Ansicht.“ Auch die Prager Polizei be-
stätigte,dass – fünf Wochen vor den Par-
lamentswahlen – ein politischer Hinter-
grund „nicht auszuschließen“ sei. Sie
ermittelt wegen Verdacht auf Gewalttä-
tigkeiten gegen einen Einzelnen und
eine Bevölkerungsgruppe sowie auf ge-
walttätige Ausschreitung und vorsätz-
liche Körperverletzung.
(Übersetzung der Aussagen von Jirí Dolejš aus
dem Tschechischen: Peter Vins)
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geworden. Durch solche taktischen
Kunstgriffe ermuntert, forciert die ODS
bis zur Profilierung ihrer Wahlpro-
grammatik ersatzweise zur Zeit ihre
antikommunistische Polemik und er-
weitert sie auch auf die dafür eigentlich
unverdächtige ČSSD.

Das umfängliche „Schwarzbuch der
Sünden der ČSSD“ enthält (nach dem
Verständnis der ODS) eine Aufzählung
von „Sünden“, nicht eingelösten Ver-
sprechen, Irrtümern und nicht realisier-
ten Hoffnungen der amtierenden Regie-
rung.Sie nimmt aus ihrer Sicht eine kri-
tische Wertung der Wahlprogramme al-
ler drei sozialdemokratischen Regie-
rungen seit 2002 vor. Nach diesem
Schwarzbuch hat sie im Februar erneut
nachgelegt und in einem zwölfseitigen
Papier nochmals 50 unerfüllte Verspre-
chen der sozialdemokratischen Partei
aufgelistet.Sie scheint damit signalisie-
ren zu wollen, dass sie in ihrem Kon-
frontationskurs fortzufahren gedenkt.

Sie hat noch immer kein aktuelles
Wahlprogramm und operiert mit ihrem
Schattenkabinett, deren Mitglieder mit
Absichtserklärungen und Stellungnah-
men in den Medien zu punkten suchen.

Die Grünen wollen diesmal rein

Nun hat sich auch die Grüne Partei ge-
outet, die bislang nicht im Parlament
vertreten ist. Sie biedert sich bei den
Konservativen wie den Sozialdemokra-
ten als Partner an,schließt aber eine Zu-
sammenarbeit mit den Kommunisten
(noch) aus. Sie glaubt, dieses Mal die
5%-Hürde überspringen zu können,hat
aber noch kein Wahlprogramm. Ihr bis-
heriges politisches Profil ist – wenn man
mal von ihrem Nein zur Atomenergie
absieht – von ökologischen Inhalten
weit entfernt, aber ziemlich nahe am
Neoliberalismus.

Oder doch eine große Koalition?

Die Polarisierung ODS–ČSSD ist – von
beiden Seiten befördert – bislang noch
so konträr gewesen, dass es auch mit
Blick auf den nördlichen Nachbarn
Bundesrepublik unwahrscheinlich zu
sein schien, dass es eine blau-rosa oder
rosa-blaue Regierungszusammenarbeit
geben könnte. Aber man sollte auch in
Tschechien in solchen Fragen nie „nie“
sagen und nichts ausschließen, denn es
gab ja auch schon einmal ein gegensei-
tiges Tolerierungsabkommen von ČSSD

und ODS, um eine sozialdemokratische
Minderheitsregierung Zeman installie-
ren zu können.

In den letzten Tagen laut gewordene
gegenseitige Aufforderungen, dass die
andere Seite eine Minderheitsregierung
tolerieren möge, damit die Kommunis-
ten nicht an die Macht kommen,die bei-
derseitig signalisierte Bereitschaft zu
Programmkorrekturen, die für die an-
dere Seite annehmbar sein würden,deu-
ten darauf hin, dass eine Zusammenar-
beit von konservativen Bürgerlichen
Demokraten und Sozialdemokraten
noch immer im Kalkül beider Parteien
eine Rolle spielt. Zurzeit deuten Um-
fragen auf ein Kopf-an-Kopf-Rennen
zwischen ODS und ČSSD hin, der
Unterschied beträgt noch 1,4%. Die
dem Handelsblatt gehörende Wirt-
schaftszeitung Hospodáæské noviny
hob schon warnend den Zeigefinger und
titelte prophetisch aus dem Kaffeesatz:
Die Wahlen würde die Linke gewinnen
… Bis zum Wahltag am 2. Juni 2006 ist
es noch lange hin. Da wird bis kurz vor
der Fußballweltmeisterschaft noch
manches Eigentor geschossen werden.

Deutsch-Tschechische Nachrichten

Freizügigkeit in der EU: 
Osteuropäer diskriminiert
Nur Deutschland und Österreich beschlie-
ßen Beibehaltung der Einschränkungen
„Jeder EU-Bürger hat das Recht, in ei-
nem anderen Mitgliedstaat zu arbeiten
und zu wohnen, ohne aus Gründen der
Staatsangehörigkeit diskriminiert zu
werden.“ Dieses sog. Recht auf Freizü-
gigkeit ist eine der vom Gemeinschafts-
recht der EU garantierten Grundfrei-
heiten. „Es ist wohl das wichtigste
Recht, das Einzelpersonen aus den Ge-
meinschaftsvorschriften herleiten kön-
nen, und ein wesentlicher Bestandteil
der Unionsbürgerschaft“, heißt es im
EU-Newsletter zum Thema Freizügig-
keit. Weiter erfährt man dort: „Für Ar-
beitnehmer besteht diese Freiheit seit
der Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft im Jahre 1957. Sie ist in Ar-
tikel 39 EG-Vertrag niedergelegt und
beinhaltet: das Recht auf Arbeitssuche
in einem anderen Mitgliedstaat; das
Recht, in einem anderen Mitgliedstaat
zu arbeiten; das Recht, sich zu diesem
Zweck dort aufzuhalten; das Recht dort
zu verbleiben; das Recht auf Gleichbe-
handlung in Bezug auf den Zugang zur
Beschäftigung, die Arbeitsbedingungen
und auf alle anderen Vergünstigungen,
die dazu beitragen, die Integration des
Arbeitnehmers im Aufnahmeland zu er-
leichtern.“ 

Bekanntlich wurden vor zwei Jahren
zehn Länder – acht osteuropäische plus
Malta und Zypern – neu in die EU auf-
genommen.Das Grundrecht auf Freizü-
gigkeit wird aber den Bürgern der ost-
europäischen Neulinge bislang vorent-

halten. Ihnen wurde eine Übergangszeit
von bis zu sieben Jahren verordnet.
Während dieser Zeit können die Länder
der alten EU-15 ihre Arbeitsmärkte ge-
gen Arbeitskräfte aus den neuen Mit-
gliedsländern abschotten.

Sie können – aber sie müssen nicht.
Großbritannien, Irland und Schweden
haben von Anfang an keine Einschrän-
kungen gegen die „Neuen“ verhängt.
Spanien, Portugal, Finnland und Grie-
chenland haben am 30. April 2006 alle
Einschränkungen aufgehoben. Frank-
reich, Luxemburg, Belgien, Dänemark
und Italien haben mit dem schrittwei-
sen Abbau ihrer Beschränkungen be-
gonnen.Die Niederlande haben die Ent-
scheidung bis Ende 2006 vertagt. Nur
Deutschland und Österreich haben,
ebenfalls am 30. April 2006, beschlos-
sen, die Einschränkungen für Bürger
der osteuropäischen EU-Mitgliedslän-
der vollständig aufrecht zu erhalten
(diese Einschränkungen gelten nicht für

Bürger von Malta und
Zypern). Angeblich
wollen sie ihre Ar-
beitsmärkte vor „Bil-
liglöhnern“ aus Ost-
europa schützen. Das
Argument klingt
nicht sehr überzeu-
gend angesichts der
intensiven Bemühun-
gen von Seiten des
Staates und der Wirt-
schaft, im eigenen
Land „Billiglöhner“
zu erzeugen.Zweitens
könnte man dem an-
geblich befürchteten

Lohndumping durch Festlegung eines
Mindestlohns wirksam begegnen. Ge-
wollt oder ungewollt: die Beschwörung
einer angeblichen Gefahr durch billige
osteuropäische Arbeitskräfte fördert
althergebrachte rassistische Klischees:
Die können ja nur so billig sein, weil sie
so anspruchslos sind; und die sind so an-
spruchslos, weil sie nichts Besseres ge-
wohnt sind. Das in Deutschland seit
Jahrhunderten gepflegte Stereotyp vom
unterlegenen, primitiven, kulturlosen
Osteuropa feiert fröhliche Urständ,
scheinlegitimiert durch die Angst um
den Arbeitsplatz, die das Denken er-
schwert.

Wenn die Bundesregierung es ernst
meint mit der Pflege gutnachbarlicher
Beziehungen zu unseren östlichen
Nachbarländern, dann müsste sie um-
gehend Schluss machen mit dieser, un-
ter dem Mäntelchen der Sorge um sozi-
ale Standards nur schlecht versteckten,
Diskriminierung. rh, Vorabdruck DTN
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Der 1. Mai 2006 in Istanbul
Im Kadiköy-Zentrum versammelten
sich am 1. Mai über 40.000 Menschen,
um ihre Stimmen für Frieden Brüder-
lichkeit und Zusammenhalt zu erheben.

Während der Märsche wurden unter
anderem Slogans wie „Wir marschieren
gegen Rassismus und Chauvinismus“,
„Wir marschieren für die Brüderlich-
keit der Bürger“ und „Wir marschieren
für kostenlose Bildung und Gesund-
heit“ gerufen. Unter den versammelten
Menschen befanden sich auch die Le-
derarbeiter, welche von ihrem Unter-
nehmen vor die Tür gesetzt wurden,weil
sie sich einer Gewerkschaft angeschlos-
sen hatten. Allesamt forderten sie die
Regierung auf, ihre Reform der Sozia-
len Sicherheit und der Allgemeinen Ge-
sundheitsversicherung nicht in die Tat
umzusetzen.

Folgende Gewerkschaftsorganisatio-
nen und politische Vereinigungen und
Parteien waren u.a.an diesem 1.Mai an-
wesend: DISK,KESK,EMEP,DTP,SDP
und ESP. Ihre Proteste für ein „Nein ge-
gen den Krieg“ sowie „Nein zur NATO“
wurden lautstark zum Ausdruck ge-
bracht. Beachtenswert war die Teilnah-
me der Gewerkschaft Gebel-Is mit über
2000 Mitgliedern.

Die Metallgewerkschaft Birlesik Me-
tal-Is war durch die Arbeiter folgender
Firmen vertreten: Mert Akiskan, Al-
kolm, G-U Gretsch, Palsan, Pancar Mo-
tor, Ar Yildiz, Berka Balata und Mito.
Ihre Slogans lauteten wie folgt: „Wir
werden durch Widerstand siegen“ und
„Entweder gemeinsam oder niemand,
denn alleine gibt es keine Lösung“. Die
Gewerkschaft der Hafenarbeiter Lim-
ter-Is zogen die Aufmerksamkeiten auf
sich,indem sie auf einem Plakat die Auf-

schrift „Sie starben nicht im Krieg, son-
dern in den Werften“ veröffentlichten,
und somit auf die unfassbaren und le-
bensgefährlichen Arbeitsbedingungen
der Hafenarbeiter hinwiesen. Sie for-
derten zudem eine Arbeitszeitkürzung:
Sieben Stunden am Tag.Musa Cam,Ge-
neralsekretär der Gewerkschaftskonfö-
deration DISK, erklärte in seiner Rede,
dass die Türkei sich zunehmend in eine
noch bedrohliche Lage manövrieren
würde: „Alle Menschen, die sich am 1.
Mai hier versammelt haben, sind hier,
weil sie die Erben der Unabhängigkeit
und der Demokratie sind. Unserem
Willen wurde noch kein Genüge getan.“
Cam wies die Menschen darauf hin,dass
sie sich in allen Bereichen aktiv für ihre
Rechte einsetzen sollten. Nach Cam er-
griff der DISK-Vorsitzende Süleyman
Celebi das Wort und mahnte, dass „der
Tag kommen wird, an welchem die Ver-
antwortlichen gegenüber dem Volk Re-
chenschaft für ihre Taten ablegen müs-
sen.“ Während seiner Rede wurde Cele-
bi durch Buh-Rufe unterbrochen, wel-
che Mitgliedern der Gruppierung
„Rechte und Unabhängigkeit“ zuge-
wiesen wurden. Sie riefen mehrfach:
„Bürokraten sollen endlich still sein,die
Arbeiter sollen reden.“ Auch während
der anderen Reden wurden die Buh-
Rufe verstärkt vernommen. Der im Na-
men der Gewerkschaften Türk-Is und
Petrol-Is an das Rednerpult getretene
Mustafa Öztaskin bezeichnete die re-
gierende AKP-Partei als einen LKW,
dessen Reifen einen Platten hätte. Für
Öztaskin herrsche derzeit bei den Bür-
gern eher eine Gleichheit in der Armut
als im Wohlstand.

(Quelle: www.sendikatnet.org / Kur-
distan-Rundbrief 2/2006)

Maifeiertag in den USA: Ein
Schwerpunkt waren die
Fleischbetriebe
Hunderttausende eingewanderte Ar-
beitnehmer und Gewerkschafter de-
monstrierten und marschierten am 1.
Mai in allen Teilen der USA,um ihre Op-
position gegen die dem US-Kongress
vorliegenden einwandererfeindlichen
Gesetze zu bekunden (siehe vorige Aus-
gabe der Politischen Berichte). Große
Fleisch- und Geflügelverarbeitungs-
unternehmen mussten an diesem Tag
zahlreiche Betriebe schließen, weil sich
ihre überwiegend aus Einwanderern
bestehenden Belegschaften begeistert
den landesweiten Versammlungen und
Demonstrationen anschlossen.

In Lumberton,North Carolina,schlos-
sen sich eingewanderte Arbeitnehmer
des riesigen Smithfield-Fleischverar-
beitungsbetriebs in Tar Heel – dem Ziel-
betrieb einer umfassenden Organisie-
rungskampagne der UFCW – einer rund
fünftausendköpfigen Menge an, die
Transparente und T-Shirts mit der Auf-
schrift Einwandererrechte sind Arbeit-
nehmerrechte trugen.

Smithfield hat inländischen und ein-
gewanderten Arbeitnehmern das Recht
verweigert, sich im Betrieb Tar Heel zu
einer Gewerkschaft zusammenzu-
schließen, und dabei einer Mischung
ausgefeilter Taktiken zur Umgehung ei-
ner Gewerkschaft und brutaler Unter-
drückungen angewandt, wozu auch Ge-
walttätigkeiten seiner eigenen privaten

Polizeitruppe gehörten. Soeben erst hat
die Nationale Arbeitsbeziehungsbehör-
de am 28.April 2006 Smithfield und sein
Vertragsreinigungsunternehmen QSI
im Rahmen einer langen Kette nachge-
wiesener Verstöße für schuldig befun-
den, 14 eingewanderte Arbeitnehmer
unrechtmäßig entlassen zu haben,nach-
dem ihnen wegen Kollektivmaßnahmen
im Betrieb Tar Heel Gewalt und unge-
setzliche Verhaftungen angedroht wor-
den waren. Die Arbeitnehmer hatten im
November 2003 versucht, ihre Arbeits-
plätze zu verlassen, um gegen wieder-
holte Verstöße des Vertragsunterneh-
mens zu protestieren,und waren von der
Smithfield-Privatpolizei im Betrieb ge-
waltsam zurückgehalten und bedroht
worden.
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Aktion „Rüstungshaushalt senken!“
zur Haushaltsdebatte im Bundestag
BERLIN. Während der Beratungen über
den aktuellen Bundeshaushalt forderte
am 13. Mai 2006 die Deutsche Friedens-
gesellschaft DFG-VK zusammen mit
weiteren regionalen und bundesweiten
Organisationen die Abgeordneten des
Bundestages auf,den Rüstungshaushalt
um mindestens 5% jährlich zu senken.
Tausende von blauen Protestpostkarten
waren auf Schnüren aufgereiht und auf
dem Pariser Platz präsentiert, um deut-
lich zu machen, dass eine Vielzahl von
BürgerInnen die Forderung nach Sen-
kung des Rüstungshaushalts unterstüt-
zen.Außerdem wurden die persönlichen
Botschaften der UnterzeichnerInnen
aus allen Regionen der BRD an die Ab-
geordneten verlesen.Die Aktion fand im
Rahmen der „Schritte zur Abrüstung“-
Kampagne statt.
www.deutsche-friedensgesellschaft.de

„Militär ist keine Lösung!“ – 
Online-Kampagne gegen Iran-Krieg
BERLIN.Die internationale Ärzteorgani-
sation IPPNW startete am 12. Mai 2006
in Deutschland eine gemeinsame Kam-
pagne gegen eine weitere Eskalation des
Konflikts um das iranische Atompro-
gramm mit Campact, Netzwerk Frie-
denskooperative, DFG-VK, und Attac.
Eine erste Online-Aktion richtet sich an
die Staaten, die derzeit über den Wort-
laut einer Resolution des UN-Sicher-
heitsrats verhandeln. Weitere Aktionen
werden folgen. Unter www.kein-iran-
krieg.de kann jeder per Anklick dem
Außenminister Steinmeier und den Bot-
schaftern der fünf ständigen UN-Si-
cherheitsratsmitgliedern in Deutsch-
land schreiben. Sie werden aufgefor-
dert, im Resolutionstext von einer Ver-
urteilung des Iran nach Kapitel VII der
UN-Charta abzusehen und damit keine

Legitimation für ein militärisches Vor-
gehen an einem späteren Zeitpunkt zu
schaffen. Gerade dies haben die USA
beim Irak gemacht, in dem sie Bezug auf
eine frühere UN-Resolution als Recht-
fertigung für den Krieg in 2003 nahmen.
www.ippnw.de   www.kein-irankrieg.de

Studierende machen mobil – 
Tausende gegen Studiengebühren
FRANKFURT/DÜSSELDORF. Mehrere tau-
send StudentInnen demonstrierten in
der vergangenen Woche in Frankfurt,
Marburg, Kassel, Gießen  und Wiesba-
den gegen die geplante Ausweitung  von
Studiengebühren an den hessischen
Hochschulen. In Marburg wurde am 11.
Mai die Uni-Verwaltung besetzt,am Tag
darauf fand bei einer Demonstation von
3–5000 Studierenden eine kurzfristige
Blockade der Marburger Stadtauto-
bahn in beide Richtungen statt. Frank-
furter Studierende wiesen darauf hin,
dass die Landesregierung bei der Fort-
setzung ihres Kurses massive Verkehr-
behinderungen auch während der Fuß-
ball-WM provoziert. Die Landesregie-
rung hatte am 5.Mai die Einführung von
500 Euro pro Semester für das Erststu-

dium beschlossen. Für StudentInnen,
die nicht aus der EU kommen, sieht die
Kabinettsvorlage sogar 1.500 Euro vor.
Die CDU-Landesregierung hatte be-
reits vor einigen Jahren die Einführung
von Gebühren für sog. „Langzeitstu-
denten“ durchgesetzt. In der laufenden
Woche beginnen die Beratungen im
Landtag.SPD und Grüne haben Klagen
vor dem Staatsgerichtshof angekün-
digt, weil Studiengebühren die soziale
Auslese verschärfen und die Hessische
Verfassung das  verbietet. Eine erste
hessische Großdemonstration soll am
24. Mai 2006 in Darmstadt stattfinden.

Die Idee der Landesregierung in NRW,
den Hochschulen die letztendliche Ent-
scheidung über Studiengebühren zu ge-
ben, führt dazu, dass die Proteste trotz
des beschlossenen Studiengebührenge-
setzes weitergehen: Vor Ort können die
Gebühren nach wie vor verhindert wer-
den.Aber auch hier wird landesweit am
16. Mai in Düsseldorf demonstriert.

Zuvor wurden die Rektorate der Unis
Siegen, Essen/Duisburg und Bielefeld
besetzt, nachdem in Köln eine zehntä-
gige Besetzung des Rektorats ohne die
vorher verabredete Ankündigung ge-
räumt worden war. www.asta.uni-
frankfurt.de, ola www.fzs.de

Bundesausländerbeirat kritisiert zu
hohe Hürden für Einbürgerung
MAINZ. Der Vorsitzende des Bundesaus-
länderbeirats, Memet Kilic, hat die Ei-
nigung der Länderinnenminister vom  5.
Mai in wesentlichen Zügen abgelehnt.
„Sowohl die angekündigten Regelun-
gen zum Sprachtest als auch die ver-
pflichtende Einbürgerungsprüfung
sind nichts anderes als eine weitere Er-
schwerung der Einbürgerung.“ „Be-
sonders Migranten, die ein niedriges
Bildungsniveau haben, Analphabeten
sind oder in einer anderen Schriftspra-
che alphabetisiert worden sind, werden

BERLIN. Unter dem Motto „Zeichen setzen gegen
AIDS“ machten am 12. Mai 2006 Tausende Kin-
der und Jugendliche in ganz Deutschland mit Ak-
tionen wie „menschlichen AIDS-Schleifen“,
Sternmärschen und symbolischen „Kreuzzügen“
auf das Schicksal ihrer Altersgenossen in den von
AIDS besonders getroffenen Ländern aufmerk-
sam.(Bild: Aktion von mehr als 100 Berliner Schü-
lern vor dem Bundeskanzleramt).Weltweit erhal-
ten Millionen von AIDS betroffene Kinder noch
seltener Medikamente und soziale Betreuung als
Erwachsene. Der Aktionstag ist ein Signal an die
Bundesregierung kurz vor dem internationalen
Gipfeltreffen zum Stand der weltweiten AIDS-
Bekämpfung, das am 31. Mai in New York beginnt.
UNICEF fordert die Bundesregierung auf, beim
Kampf gegen AIDS eine Vorreiterrolle zu über-
nehmen und ihre Entwicklungshilfe stärker auf
die gesundheitliche und soziale Versorgung von
AIDS betroffener Kinder und AIDS-Aufklärung
für Jugendliche auszurichten. www.unicef.de
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es nach den Ankündigungen der Innen-
minister schwer haben, überhaupt noch
eingebürgert zu werden,“ so Kilic wei-
ter. Zudem bleibe weiterhin offen, wel-
che Wissensinhalte gefragt werden. Das
lasse befürchten,dass die Bundesländer
wieder ihr eigenes Süppchen kochen
werden. Kilic kritisierte, dass offen-
sichtlich einmal wieder ältere Migran-
ten, die vor dem Anwerbestopp (1973)
nach Deutschland eingeladen worden
waren, vergessen wurden: „Diese Men-
schen haben ihre Jugend in den Aufbau
dieses Landes investiert. Und jetzt sol-
len die Omas und Opas die Schulbank
drücken, wenn sie Staatsbürger ihrer
Heimat Deutschland werden wollen.“

Zur Frage des Eides oder einem
staatsbürgerlichen Bekenntnis erklärte
Kilic: „Den Eid gönnen wir den Bundes-
ländern, die ihn unbedingt haben wol-
len, als karnevalistische Krönung der
Einbürgerung.“ 

www.bundesauslaenderbeirat.de

Aktionen gegen Gebirgsjägertreffen
am 27./28. Mai in Mittenwald
MITTENWALD.Am 27./28.Mai treffen sich
in Mittenwald zum 49. Mal Wehr-
machtsveteranen, ehemalige und aktive
Bundeswehrsoldaten sowie deren Sym-
pathisantInnen zum Gedenken. Gegen
eine „Traditionspflege“, bei der die
Kriegsverbrechen im Rahmen des na-
tionalsozialistischen Vernichtungskrie-
ges unter den Tisch gekehrt werden,pro-
testieren auch dieses Jahr am 27./28.
Mai am gleichen Ort verstärkt antifa-
schistische und antimilitaristische
Gruppen, Überlebende des Holocausts,
Opfer der NS-Militärjustiz und Teil-
nehmer an den internationalen Kämp-
fen gegen Krieg und NS-Regime, an der
antifaschistischen Aufklärungsarbeit
unter deutschen Soldaten und Kriegs-
gefangenen. Die Präsenz der Überle-
benden der Massaker und der europäi-
schen Resistance in Mittenwald, die
daraus resultierende breite Berichter-
stattung in Presse und Fernsehen, ins-
besondere über die Verwicklung der Ge-
birgsjäger in die Vorbereitung des Holo-
caust und in den Vernichtungskrieg hat
die Gemeinde Mittenwald in die Defen-
sive gedrängt. Deswegen will sie dieses
Jahr sogar die Aufstellung eines Zeltes
für die Zeitzeugenveranstaltung „ord-
nungsrechtlich“ verhindern. Die Veran-
stalter haben daraufhin einen öffent-
lichen Appell an die Gemeinde Mitten-
wald, an die Kirchengemeinden und an
die Bayerische Staatsregierung verfasst.

Das Antifa Programm: Samstag
27.5.2006, 10–14 Uhr: Versammlung:
Der Widerstand gegen die nationalsozi-
alistische Besatzung mit ehemaligen
PartisanInnen aus Kreta und Kärnten.
Samstag 27.5.2006, 15.00 Uhr: 3 Stern-
demonstrationen zu den Themen: „Der
Kameradenkreis der Gebirgsjäger“,
„Die Traditionspflege der Gebirgsjä-

ger“,„Der Todesmarsch nach
Mittenwald“. 18–22 Uhr: Ab-
schlusskundgebung. Sonntag
28.5.2006, 9–13 Uhr: Kundge-
bung und Szenische Lesung.

www.nadir.org/mittenwald

Antifaschistischer Streikpos-
ten gegen Naziaufmarsch
MÜNCHEN. Deutliche Stellung
gegen einen Neonaziaufmarsch
bezogen streikende Beschäftig-
ten der vier staatlichen Theater
in München am 8. Mai 2006
(Bild). Als die Rechtsextremen
den Max-Joseph-Platz vor der Oper be-
traten, entrollten die Gewerkschafter
auf den Stufen des Opernhauses ein 20
Meter langes Spruchband mit der Auf-
schrift „Antifaschistische Streikposten.
Die Theaterleute des Residenztheaters,
Gärtnerplatztheaters, Prinzregentent-
heaters und der Oper streiken zusam-
men mit anderen Landesbeschäftigten
gegen Einkommensverluste und die Ver-
längerung ihrer Arbeitszeit auf 42 Stun-
den. Die Dienstleistungsgewerkschaft
ver.di fordert vom Freistaat die Annah-
me des Tarifvertrages für den Öffent-
lichen Dienst. Mehrere Hundertschaf-
ten Polizei hatten die Münchner Innen-
stadt in ein Heerlager verwandelt. Sie
schützten knapp zwei Dutzend Mitglie-
der der NPD und der Kameradschaft
München, die sich um ein Transparent
mit der Aufschrift „8.Mai: Besiegt und
besetzt – wir feiern nicht“ versammelt
hatten. Die Neonazis, darunter der
oberbayerische NPD-Vorsitzende Ro-
land Wuttke und der wegen Körperver-
letzung vorbestrafte Kameradschafts-
führer Norman Bordin, schwenkten un-
ter anderem preußische und iranische
Fahnen und spielten Wehrmachtsbe-
richte vom Band. Vor den Polizeigittern
protestierten mehrere Hundert Antifa-
schisten, dabei auch Mitglieder
der ver.di-Jugend mit ihren
Fahnen, lautstark gegen den
Naziaufmarsch. Nick Brauns

Erneute Pleite für Nazis am
13. Mai in Göttingen
GÖTTINGEN. Nach dem Desaster
vom 29.10.05 erlebten am 13.
Mai 2006 NPD-Anhänger und
„Freie“ Kameradschaften er-
neut eine herbe Niederlage.Der
antifaschistische Widerstand
konnte dagegen noch einmal
deutlich zulegen. Dem Aufruf
von u.a. Christian Worch folgten ledig-
lich 100 bis 200 Neofaschisten. Polizei
und Stadt scheuten keine Kosten und
Mühen, diesen jämmerlichen Haufen
von mehr als 6.000 Polizeibeamten und
Sondereinheiten aus dem gesamten
Bundesgebiet schützen zu lassen – pro
Nazi also zwischen 30 und 60 Polizei-
beamte.Auf die Bündnisdemonstration,

die von linksradikalen Gruppen bis hin
zu Gewerkschaften und Parteien getra-
gen wurde, waren wesentlich mehr Teil-
nehmerInnen gekommen als noch am
29.10., und mehr als für dieses Mal er-
wartet. Trotz des anfangs schlechten
Wetters machte sich die Demonstration
um kurz nach 11 Uhr auf den Weg und
wuchs bei ihrem Weg durch die Innen-
stadt kontinuierlich bis auf 7–10.000
TeilnehmerInnen an. So weit man
schauen konnte – die Göttinger Fuß-
gängerzone war auf ihrer gesamten
Länge von der Demonstration gefüllt.
Die Stimmung auf der Demonstration
war sehr gut und von Solidarität und
gegenseitigem Respekt geprägt – die
Strategie der Stadt und der Polizeifüh-
rung, den Widerstand in „gute“ und
„böse“ Demonstranten zu spalten, ging
damit nicht auf.Und es zeigte sich auch,
dass 6.000 martialisch ausgerüstete Po-
lizeibeamte mit Wasserwerfern, Räum-
panzern, Hubschraubern und zum Teil
vermummten Sondereinheiten, die die
Demo im Spalier begleiteten, nicht aus-
gereicht haben, den Widerstand gegen
den Naziaufmarsch zu schwächen und
zu spalten. Im Gegenteil. Dieser Tag
dürfte erneut dazu geführt haben, dass
die antifaschistische Linke Sympathien

gewonnen hat und gestärkt aus diesem
Tag geht. Ein wichtiges Ergebnis, auch
für zukünftige Bündnisse. www.puk.de

Bild: Transparent von Kollegium und
Schülerrat der Albanischule Göttingen.
Sie hatten erst kürzlich eine Gedenk-
veranstaltung zur Bücherverbrennung
durchgeführt. www.goest.de

Zusammenstellung: baf
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„Sämtliche Zigeuner sollen   nach dem

Osten abtransportiert werden“

Mit Beginn des Faschismus nahm die
Diskriminierung der Roma und Sinti
auch in Hamburg ein gewaltiges Aus-
maß an. Schon am 8. April 1935 wurde
in der Hansestadt ein einheitlichen Vor-
gehen gegen „Zigeuner“ vereinbart: Die
Gewerbepolizei wurde angewiesen, ih-
nen keine Gewerbescheine mehr zu er-
teilen, Wohnungen sollten an sie nicht
mehr ermittelt werden, und Sozialhilfe-
empfänger wurden gezwungen,
„Pflichtarbeit“ zu leisten, für die die Er-
wachsenen 5 Mark, Kinder 2 Mark die
Woche bekamen. Alle besonderen For-
men der Unterstützung wie Reichswo-
chenbeihilfe, Reichsbeihilfe für kinder-
reiche Familien, Kleidungs- und Sach-
beihilfe – wurden „für Zigeuner aus
grundsätzlichen Erwägungen heraus
abgelehnt“.

Die Idee, alle in Hamburg lebenden
Sinti und Roma in Lager zu sperren,
kam bereits 1937 auf. Der Oberbürger-
meister von Wandsbek schrieb am 4.
November 1937: „... ob es nicht zweck-
mäßig wäre, wenn die sämtlichen Zi-

geunerfamilien, die sich in Groß-Ham-
burg befinden, in irgendein größeres
gemeinsames Lager, welches möglichst
weit von den übrigen Wohngebieten
liegen müsste, gebracht werden kön-
nen.“ Die Pläne für Sammellager wur-
den in der Sozialbehörde ausführlich
diskutiert. Am 22. September 1939 be-
schloss der Senat endgültig, ein „Zi-
geunerlager“ in Billstedt-Ojendorf
einzurichten. Das Lager wurde jedoch
nicht fertig gestellt. Der Polizeioberre-
gierungsrat Bierkamp ließ die Arbei-
ten bereits nach wenigen Tagen ein-
stellen, denn, so schrieb er am
20.10.1939: „Gestern ist ein Schnell-
brief des SS-Sicherheitsamtes einge-
gangen, wonach sich die gesamten Zi-
geuner am 25., 26. und 27.10.1939 in
ganz Deutschland zu melden haben.
Sämtliche Zigeuner sollen nach dem
Osten abtransportiert werden. Dieser
Berliner Erlass hat die Sachlage völlig
verändert.“

Quelle: www.romahistory.com

Der 16. Mai 1940 in Hamburg

„Die abzuschiebenden Zigeuner sind
an einem vom Reichsicherheitshaupt-

amt noch zu bestimmenden Tag festzu-
nehmen. Die Festlegung hängt von
dem Zeitpunkt ab, an dem die Trans-
portzüge zur Verfügung gestellt wer-
den. Der Aufenthalt im Sammellager
soll drei Tage auf keinen Fall über-
schreiten.“1

Das Zitat stammt aus der 1940 von
Himmler getroffenen Anordnung, insge-
samt 2.500 Sinti und Roma aus den
westlichen Teilen Deutschlands in das
Generalgouvernement zu deportieren.
Von diesen ersten, im Mai durchgeführ-
ten Massendeportationen aus größeren
westdeutschen Städten wurden auch in
Hamburg lebende Sinti und Roma er-
fasst.

Am frühen Morgen des 16. Mai 1940
nahmen Kommandos der Kriminalpoli-
zei etwa 550 Sinti und Roma in Ham-
burg fest und internierten sie gemein-
sam mit Sinti und Roma aus Bremen,
Winsen an der Aller, Bremervörde, We-
sermünde und aus schleswig-holsteini-
schen Gemeinden wie Flensburg, Kiel,
Neumünster und Schleswig im Frucht-
schuppen. Systematisch wurden die in-
haftierten Männer, Frauen und Kinder
per Namenslisten und Nummerierungen

Am 16.Mai 1940 begannen die Nazis mit
der systematischen „Umsiedlung“ der
„Zigeuner“ aus Deutschland in die NS-
Konzentrationslager. 1940 wurde von
Himmler die Anordnung getroffen, ins-
gesamt 2.500 Sinti und Roma aus den
westlichen Teilen Deutschlands in das
„Generalgouvernement“ zu deportie-
ren.Zum Sammellager,in dem Sinti und
Roma vor der eigentlichen Deportation
konzentriert werden sollten, wurde der
Fruchtschuppen 10 im Hamburger Ha-
fen bestimmt.Am frühen Morgen des 16.
Mai 1940 nahmen Kommandos der Kri-
minalpolizei etwa 550 Sinti und Roma
in Hamburg fest und internierten sie ge-
meinsam mit Sinti und Roma aus Bre-
men,Winsen an der Aller, Bremervörde,
Wesermünde und aus schleswig-hol-
steinischen Gemeinden wie Flensburg,
Kiel, Neumünster und Schleswig im
Fruchtschuppen. Systematisch wurden

die inhaftierten Männer, Frauen und
Kinder per Namenslisten und Numme-
rierungen erfasst, „entlaust“ und nach
Wertsachen durchsucht. Nach vier Ta-
gen der Internierung in Hamburg
brachte sie ein Deportationszug vom
Hannoverschen Bahnhof über War-
schau und Lublin nach Belzec. Nach-
dem die Roma und Sinti zur Errichtung
des „Zigeunerlagers“ herangezogen
wurden, setzte man sie zur Zwangsar-
beit in der Umgebung ein.Viele von ih-
nen starben nach kurzer Zeit an Kälte,
Hunger, Typhus oder Ruhr.

Wie viele Roma und Sinti insgesamt
dem deutschen NS-Rassenwahn zum
Opfer gefallen sind, ist bis heute nicht
geklärt; es wird von einer halben bis ei-
ner Million ausgegangen.

Heute, nach nunmehr 66 Jahren, sind
Hunderttausende Roma vor den Krie-
gen im ehemaligen Jugoslawien geflo-
hen. Seit Beginn der Balkankriege sind
Tausende Roma Opfer von ethnisch mo-
tivierter Gewalt geworden. Mehr als
hunderttausend Roma aus dem Kosovo
sind vor den Gräueltaten der kosovo-al-
banischen Milizen und den Kriegs-
handlungen der NATO geflohen oder
wurden aus ihrer Heimat vertrieben.
Opfer eines Krieges, mit dem sie nichts
zu tun hatten. Diejenigen, die ihr Leben
vor ethnisch motivierter Gewalt, vor
NATO-Bomben und „ethnischen Säu-
berungen“ retten konnten,vegetieren in
menschenunwürdigen „Flüchtlingsla-
gern“ in Mazedonien,Serbien und Mon-
tenegro dahin, oder sind, wie in
Deutschland, von Abschiebungen be-
droht. Keine „Internationale Staaten-
gemeinschaft“ fühlt sich für diese Men-

schen verantwortlich, kein westlicher
„demokratischer Rechtsstaat“, der
noch vor Kurzem bereit war, für „Men-
schenrechte“ zu bomben, ist heute be-
reit, die Opfer von Menschrechtverlet-
zungen, Gewalt und ethnischen Säube-
rungen aufzunehmen. Alle Internatio-
nalen Menschenrechtsorganisationen
(u.a. COE, UNHCR, OSCE, ) sind sich
darin einig, dass es keine Rückkehr für
Roma in ihre Heimatorte gibt.

Der Krieg gegen Jugoslawien wurde
von der damaligen Bundesregierung mit
dem moralischen Anspruch „nie wieder
Auschwitz“ legitimiert. Nach fast sie-
ben Jahren Einsatz der Bundeswehr im
Kosovo, unter der Aufsicht der Interna-
tionalen Staatengemeinschaft und vor
den Augen der Bundeswehr, haben al-
banische Separatisten es geschafft, das
Kosovo ethnisch zu säubern und in ei-
nen zweiten albanischen „Staat“ zu
verwandeln, in dem die Sicherheit von
Minderheiten nicht mehr gewährleistet
werden kann.

Dieser versuchte Völkermord und die
ethnischen Säuberungen an den Roma
im ehemaligen Jugoslawien werden we-
der von den Medien thematisiert noch
von denen zur Kenntnis genommen, die
erst vor ein paar Monaten die „Men-
schenrechte“ auf dem Balkan „herbei-
bomben“ wollten!

Seit über sechs Jahren versuchen die
Interessenvertretungen der Flüchtlinge
und Vertriebenen sowohl mit der deut-
schen Regierung als auch mit der Inter-
nationalen Staatengemeinschaft über
die Zukunft der Roma aus dem ehema-
ligen Jugoslawien zu sprechen. Beide
waren bislang nicht bereit, sich ernst-

Aufruf

„ Es gilt die
zweite Schuld zu
verhindern!“
16. Mai 1940 – 
16. Mai 2006
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erfasst, „entlaust“ und nach Wertsachen
durchsucht.

(…) Nach vier Tagen der Internierung
in Hamburg brachte sie ein Deporta-
tionszug vom Hannoverschen Bahnhof
über Warschau und Lublin nach Belzec.
Die Ankommenden trafen dort auf be-
reits deportierte und in Schuppen
untergebrachte Juden. Nachdem die Ro-
ma und Sinti zur Errichtung des „Zi-
geunerlagers“ herangezogen wurden,

setzte man sie zur Zwangsarbeit in der
Umgebung ein. Viele von ihnen starben
nach kurzer Zeit an Kälte, Hunger, Ty-
phus oder Ruhr. Zahlreiche andere Sin-
ti und Roma deportierten die National-
sozialisten weiter nach Krychow und
Siedlce, wo sie ein ähnliches Schicksal
erwartete. Für einige, wie Angehörige
der Hamburger Sinti-Familie Weiß, en-
dete der Leidensweg im Warschauer
Ghetto oder im Konzentrationslager

Bergen-Belsen.
Aus: Schulmaterial zum 16. Mai, Eu-
ropäisches Zentrum für Antiziganis-
musforschung,
www.Antiziganismus.org
1)  Aus dem Schnellbrief des Reichsführers SS und
Chefs der Deutschen Polizei im Reichministerium
des Innern vom 27.4.1940 an die Kriminal-
polizei(leit)stellen Hamburg, Bremen, Hannover,
Düsseldorf, Köln, Frankfurt a.M., Stuttgart über
die „Umsiedlung der Zigeuner“; Zitiert nach Wip-
permann 1993: 88f.

Vor der Vertreibung lebten im Kosovo
etwa 150.000 Roma und Aschkali, von
denen jedoch etwa 30.000 in den Jah-
ren vor dem Kriegsausbruch nach
Westeuropa emigrierten, rund 20.000
davon nach Deutschland. Nach dem
Krieg wurden unter den Augen der
Nato-Mächte weitere rund 100.000
Roma und Aschkali vertrieben. Zwei
Drittel der Siedlungen und Häuser die-
ser Minderheit wurden niederge-
brannt. Weitere Mittel der Vertreibung
waren Mord,Misshandlungen,Entfüh-
rungen,Vergewaltigungen ... Die meis-
ten Flüchtlinge leben heute in den

Nachbarländern Montenegro,Serbien,
Bosnien-Herzegowina, Mazedonien,
Albanien in Flüchtlingslagern. Die im
Kosovo verbliebenen Roma und Asch-
kali leben als Flüchtlinge im eigenen
Land überwiegend in Lagern des
UNHCR für „Displaced persons“ un-
ter ärmlichsten Umständen, ohne auch
nur annähernd ausreichende Versor-
gung. In vier Flüchtlingslagern in der
Gemeinde Mitrovica, die 1999 auf
Schutthalden mit verseuchtem Minen-
abraum errichtet wurden, sind 744
Roma-Familien der Bleivergiftung
ausgesetzt.

haft mit dem Schicksal der Roma aus-
einander zu setzen. Stattdessen werden
Pläne erarbeitet, um spezielle „Collec-
tive Camps“ (Gemeinschafts-Lager) im
Kosovo unter der Leitung der IOM zu
errichten, in denen zu deportierende
Roma untergebracht werden sollen. Die
„International Organisation for Migra-
tion“ oder kurz IOM gilt, in vielen Tei-
len der Welt, als die „Handlanger-Or-
ganisation“ für Deportationen und Be-
treiberin  von  De-facto-Internierungs-
lager für Flüchtlinge.

Fast 20.000 Roma ist die Flucht nach
Deutschland gelungen, oder sie wurden
als „Kosovo-Albaner“ willkommen ge-
heißen. Schwer traumatisiert, verfolgt
und vertrieben warten diese Menschen
täglich auf ihre Abschiebung „zurück“
in einen Staat, der nicht mehr existiert.
In eine Heimat, die ihnen geraubt wur-
de, deportiert in eine Umgebung, in der

es keinen Schutz vor Übergriffen gibt.
Viele der Männer, Frauen und Kinder,

Menschen, die hier leben, integriert
sind, arbeiten oder hier zur Schule ge-
hen, werden gezwungen, als geduldete
Ausländer  zum Teil seit über 25 Jahren
auf ihre Abschiebung zu warten.

Die Heimat dieser Flüchtlinge ist
Deutschland geworden!

Wer könnte berufener sein als die
Deutschen, für Roma und Sinti beson-
dere Sorge zu tragen und sich der his-
torischen Verantwortung zu stellen.
Welches Land in Europa könnte beru-
fener sein, sich für die Einhaltung der
Menschrechte für Roma und Sinti in Eu-
ropa einzusetzen.

Wir appellieren daher an die Bundes-
regierung, zu Ihrer Verantwortung zu
stehen, sowohl aus der gemeinsamen
Geschichte des NS-Holocaust, als auch
als Konsequenz ihrer Beteiligung am

Balkankrieg.
• Bleiberecht für Roma aus dem ehe-

maligen Jugoslawien!
• Beteiligung der Roma an den Sta-

tusverhandlungen über das Kosovo!
• Keine  „Collective Camps“  für

Roma!
• Unterstützung der Roma in Europa!
... Es gilt die zweite Schuld zu verhin-

dern.

Erstunterzeichner: Günther Grass – Literatur
Nobelpreisträger, Rom und Cinti Union e.v.
(RCU), Europäisches Zentrum für Antiziganis-
musforschung (EZAF), RomNews Society, Marko
D. Knudsen, Tino M. Knudsen, Ildiko Tarjan, Ja-
nina Janson – Vize Präsidentin des European
Roma and Traveller Forum (ERTF) – Strassbourg
– und Vetreterin der Deutschen Roma und Sinti
im ERTF,Jacek Glowacki,East meets West – Inter-
national Roma youth Network (EMW-IRYN),Vio-
la Horvatova, Karl-Heiz „Lolo“ Weiss – und Ve-
treter der Deutschen Roma und Sinti im ERTF –
General Sekretär der RCU 

Erinnerung an die erste 

Deportation der Roma

und Sinti aus Deutschland

in die NS-Konzentrations-

lager

Gedenkkundgebung 

Hamburg,  Hannoverscher

Bahnhof

Lohseplatz (Hafencity)

16. Mai 2006 – 12:00 Uhr

Zur Lage der Roma im Kosovo

Deportation der Roma und Sinti aus Asperg nahe Stuttgart. Rechts: Roma im KZ Bergen-Belsen
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Bundestreffen der Regionalbewe-
gung. FEUCHTWANGEN. Regionalinitia-
tiven und Akteure der Regionalbewe-
gung aus der ganzen Bundesrepublik
trafen sich vom 28.–30. Mai 23006  in
Feuchtwangen zum dritten Bundestref-
fen der Regionalbewegung, um am ge-
meinsamen Netzwerk zur Förderung
der Regionalität zu arbeiten. Heiner
Sindel, der erste Vorsitzende des
Bundesverbandes erklärte, dass er fest
davon überzeugt ist, dass regionale
Wirtschaftskreisläufe und Regionen als
feste Größe in einer globalisierten Welt
zukünftig weiter an Bedeutung gewin-
nen werden. Regionen stünden für Ar-
beitsplätze, dezentrale Energieunab-
hängigkeit mit Pflanzenöl, Windkraft,
Biomasse, Geothermie oder Sonnen-
energie, Energieeinsparung durch kur-
ze Wege,nachvollziehbare Produktqua-
lität und Vielfalt einer gewachsenen
Kulturlandschaft und böten einen
wichtigen Stabilitätsfaktor. Zum Kon-
gress eingeladen hatte der Bundesver-
band der Regionalbewegung und das
Aktionsbündnis Tag der Regionen,wel-
che in Kooperation mit Partnern wie
dem Bundesverband Erneuerbare
Energie, den Regionalmanagements in
Bayern und der Arbeitsgemeinschaft
Deutscher Regionalinitiativen die Ta-
gung durchführten. Die Tagungsteil-
nehmer informierten sich über Mög-
lichkeiten der Vermarktung regionaler
Produkte im Lebensmitteleinzelhan-
del, die Erhöhung regionaler Wert-
schöpfung durch Projekte der CMA
(Centralen Marketing Agentur) und die
Arbeit der Sparkassen als regionale Fi-
nanzdienstleister. Sie diskutierten die
wirtschaftlichen Chancen, die für Re-
gionen aus erneuerbarer Energie er-
wachsen, die Bewusstseinsbildung, die
mit dem Kauf regionaler Produkte ein-
hergehen muss und zogen Bilanz des
Regionalmanagements. Auch die Ge-
werkschaft Nahrung-Genuss-Gast-
stätten sieht eine Chance in der Regio-
nalbewegung. Ihr Vorsitzender Franz
Josef Möllenberg, der ebenfalls die Ta-
gung begleitete, formulierte zum Ab-
schluss am Sonntag zusammen mit dem
Feuchtwanger Dekan Helmut Müller
die Verantwortung für nachhaltiges
Wirtschaften,denn er findet,dass „Geiz
nicht geil ist, sondern Arbeitsplätze
vernichtet“.www.regionalbewegung.de

Die Gründung des Bundesverbandes der Re-
gionalbewegung 2005 wurde von „Paten“ be-
gleitet aus folgenden Organisationen: Schutzge-
meinschaft Deutscher Wald, Deutscher Verband
für Landschaftspflege, Arbeitsgemeinschaft
bäuerliche Landwirtschaft, Agenda-Transfer,
Bundesweite Servicestelle Lokale Agenda 21,
Deutscher Forstwirtschaftsrat, Naturschutz-
bund Deutschland, Grüne Liga/Netzwerk Öko-
logischer Bewegungen,Arbeitskreises Landwirt-
schaft beim BUND. Bund für Umwelt und Na-
turschutz Deutschland/Rat für Nachhaltige Ent-
wicklung, Eurotoques Europäische Union der
Köche,Verbraucherzentrale Bundesverband.

Stadtentwicklung zentrales Thema
der deutschen EU-Ratspräsident-
schaft 2007. „Stadtentwicklungspoli-
tik und Stadtumbau sind Aufgaben von
europäischer Dimension. Im Hinblick
auf die deutsche EU-Ratspräsident-
schaft 2007 wollen wir deshalb ge-
meinsam mit den anderen Mitglied-
staaten einen Beitrag zur Stärkung un-
serer Städte in wirtschaftlicher und so-
zialer Hinsicht leisten.“ Das sagte der
Staatssekretär im Bundesbauministe-
rium,Engelbert Lütke Daldrup,auf der
Abschlusskonferenz Urban Futures 2.0
am 5. Mai in Stockholm. Die für Stadt-
entwicklung zuständigen Minister der
Mitgliedstaaten werden im Mai 2007 zu
einem informellen Treffen in Leipzig
unter dem politischen Leitthema „Lis-
sabon und integrierte Stadtentwick-
lung“ zusammenkommen. Ziel ist die
Verabschiedung einer Leipzig-Charta
zur nachhaltigen europäischen Stadt
als Beitrag zur Lissabon-Strategie für
mehr Wachstum und Beschäftigung in
der EU. Eckpfeiler der Strategie sollen
die nachhaltige Verbesserung der Le-
benssituation der betroffenen Men-
schen in benachteiligten Stadtquartie-
ren, die Erhöhung der Wirkung öffent-
licher Maßnahmen und die Bündelung
öffentlicher und privater Finanzmittel
sein. „Städte schaffen Wachstum, Inno-
vation und Beschäftigung. Und sie sind
Fokus der gesellschaftlichen Anstren-
gungen um sozialen Ausgleich und In-
tegration. Die deutsche Präsident-
schaft soll daher insbesondere die För-
derung sozial benachteiligter Quartie-
re voranbringen. Die rechtzeitige und
intensive Bekämpfung sozialer Aus-
grenzung in den Städten ist eine we-
sentliche Säule der europäischen Wer-
tegemeinschaft. Kernelemente nach-
haltiger Stadtentwicklung sind städte-
bauliche Aufwertungsstrategien, die
Stärkung der lokalen Ökonomie und
eine verbesserte Arbeitsmarktpolitik
sowie eine aktive Kinder-, Jugend-,
Aus- und Bildungspolitik“, sagte Lüt-
ke Daldrup. www.kommunalweb.de

Verdi fordert Bürgerentscheid-Re-
form. DÜSSELDORF. Der Düsseldorfer
Bezirk der Gewerkschaft Verdi hat am
28.4.2006 Eckpunkte zur Reform des
kommunalen Bürgerentscheids in
Nordrhein-Westfalen vorgestellt:  Nach
Einreichung eines Drittels der für ein
Bürgerbegehren notwendigen Unter-
schriften soll eine aufschiebende Wir-
kung in Kraft treten, bis zu einem fol-
genden Bürgerentscheid sollen Bürger-
meister und Rat einer Kommune keine
Entscheidungen treffen oder Handlun-
gen mehr vollziehen dürfen, die voll-

endete Tatsachen schaffen und
damit ein Bürgerbegehren ins
Leere laufen lassen. Verdi for-
dert damit politische Konsequen-
zen aus einem Anfang Januar geschei-
terten Bürgerbegehren gegen den Ver-
kauf der Anteilsmehrheit der Düssel-
dorfer Stadtwerke an den Energiever-
sorger EnBW. Obwohl die Gewerk-
schaft binnen einer Woche rund 90.000
Unterschriften für ein Bürgerbegehren
gegen den Verkauf sammelte, hatte der
Stadtrat diesen Mitte Dezember be-
schlossen. Oberbürgermeister Joachim
Erwin (CDU) unterzeichnete den Ver-
kaufsvertrag Ende Dezember,nachdem
er die Verkaufabsicht erst Anfang De-
zember verkündet hatte. Weil mit der
Vertragsunterzeichnung bereits Fakten
geschaffen worden waren,war das Bür-
gerbegehren Anfang Januar für unzu-
lässig erklärt worden. – Neben der auf-
schiebenden Wirkung fordert Verdi
auch die Streichung von Themenaus-
schlüssen für Bürgerbegehren aus der
Gemeindeordnung.Danach sollen auch
Begehren zu Windkraftanlagen und
Stadtentwicklungsfragen möglich sein.

http://demokratie.mine.nu

Ratsantrag zur medizinischen
Flüchtlingshilfe. GÖTTINGEN. Mit ei-
nem gemeinsamen Ratsantrag vom 12.
Mai 2006 zum Thema „Medizinische
Flüchtlingshilfe“ wollen die Fraktio-
nen von SPD, Grünen, FDP und Links-
partei die Situation von Personen ohne
gesicherten Aufenthaltsstatus verbes-
sern. Kernpunkt des Antrages ist das
„Manifest Illegale Migration“ des ka-
tholischen Forums. Der Rat der Stadt
wird gebeten, sich dem anzuschließen.
Außerdem soll er Vorschläge unterbrei-
ten, wie die Gesundheitsversorgung
und Integration von Personen mit un-
gesichertem Aufenthaltsstatus verbes-
sert werden kann. Der Antrag ist das
Ergebnis eines Runden Tisches, an dem
seit dem vergangenen Sommer Vertre-
ter des Integrationsrates, der Parteien
und Kommunen teilgenommen haben.
Initiiert wurde der Runde Tisch, nach-
dem die Initiative „Gesundheitsversor-
gung und Bildung für alle“ im Sozial-
ausschuss über die Situation von Sta-
tuslosen in Göttingen berichtet hatte.

www.stadtradio-goettingen.de
Das Manifest Illegale Manifestation
(Unterzeichnerstand am 10.März 2006:
405 Personen, Organisationen und Ins-
titutionen) ist  u.a. unterschrieben von
Stadträten, teilweise OBs, Fraktionen
und ganzen Gemeinderäten/Bezirks-
versammlungen aus Augsburg, Bonn,
Freiburg, Gelsenkirchen, Hamburg,
Leipzig, Mainz, München, Nürnberg,
Stuttgart, Würzburg.
www.forum-illegalitaet.de/Manifest-
UnterzeichnerPublikation.pdf

Zusammenstellung: baf

Kommunale Politik
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Städte gegen Kürzung der Regiona-
lisierungsmittel für den Nahverkehr 
JENA. Der Deutsche Städtetag hat die
von der Bundesregierung geplante
deutliche Kürzung der Regionalisie-
rungsmittel für den Schienenpersonen-
nahverkehr kritisiert. Die im Haus-
haltsbegleitgesetz vorgesehenen Ein-
schnitte von 2,3 Milliarden Euro bis
2009 stünden im Widerspruch zu den
uneingeschränkt positiven Aussagen
des Koalitionsvertrages über die Be-
deutung des Öffentlichen Personennah-
verkehrs (ÖPNV) und seiner Förderung
auf hohem Niveau. Das erklärte einer
der stellv. Präsidenten des Deutschen
Städtetages, OB Joachim Erwin aus
Düsseldorf, am 25. April in Jena im An-
schluss an eine Präsidiumssitzung des
Spitzenverbandes.„Die Städte und ihre
Bürgerinnen und Bürger sind auf einen
leistungsfähigen öffentlichen Nahver-
kehr angewiesen. Dazu bedarf es einer
gesicherten und hinreichenden Finan-
zierung. Die vorgesehene Kürzung der
Regionalisierungsmittel kann weder
von den Verkehrsunternehmen durch
mehr Effizienz und härteres Sparen
kompensiert noch von den Städten auf-
gefangen werden. Wir hoffen deshalb
auf Veränderungen im Gesetzgebungs-
verfahren“, so Erwin. Der Städtetag er-
kenne durchaus an, dass Einsparungen
auch im Verkehrsbereich notwendig
seien. Ein neuer Finanzrahmen müsse
jedoch im Zuge der gesetzlich bereits für
2007 vorgesehenen gutachterlichen
Überprüfung des Volumens der Regio-
nalisierungsmittel festgelegt werden.

Der Deutsche Städtetag appellierte
außerdem an die Bundesregierung, die
Zweckbindung der Mittel zur Gemein-
deverkehrsfinanzierung (GFVG) und
das in diesem Gesetz enthaltene
Bundesprogramm im bisherigen Um-
fang von jährlich rund 333 Millionen
Euro beizubehalten. „Ohne staatliche
Förderung können die Städte die gro-
ßen Verkehrsinvestitionen nicht ver-
wirklichen, die für eine leistungsfähige
städtische Infrastruktur notwendig
sind.Außerdem werden in den nächsten
Jahren zunehmend kommunale Brü-
cken und Straßen saniert werden müs-
sen. Allein der Sanierungsbedarf für
Straßen wird von Experten auf jährlich
vier Milliarden Euro geschätzt.“

Hintergrund des Appells ist die Tat-
sache, dass die große Koalition verein-
bart hat, im Zuge der Föderalismusre-
form das Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz abzuschaffen.Den Ländern
sollen zwar die bisher gezahlten Beträ-
ge in gleichem Umfang wie bisher für
einen begrenzten Zeitraum aus dem
Haushalt des Bundes zur Verfügung ge-
stellt werden. Doch über das für die
Städte wichtige Bundesprogramm für
Großvorhaben der Verkehrsinfrastruk-
tur trifft der Koalitionsvertrag keine
Festlegung. www.kommunalweb.de

AUGSBURG. Den Augsburgern droht
möglicherweise bald ein neuer Streik im
Nahverkehr. Das kündigte am 5. Mai
Hans Blöchl von der Gewerkschaft
ver.di bei einer Kundgebung auf dem
Augsburger Königsplatz an. In dem
Aufruf zum bundesweiten Aktionstag
am 5. Mai und für 1 Millionen Unter-
schriften gegen Lohndumping heißt es
u.a.: „Der Rat der europäischen Ver-
kehrsminister hat sich auf seiner Sit-
zung im März 2006 darauf verständigt,
dass es künftig im Nahverkehr bei Bus,
U-Bahn oder Straßenbahn keine Di-
rektvergabe mehr geben soll: Die Kom-
munen sollen nicht mehr eigenständig
entscheiden können, an wen sie Nah-
verkehrsleistungen vergeben. Zugleich
wird darauf verzichtet soziale Stan-
dards zu definieren.

Hinzu kommt, dass Deutschland die
Mittel für den Nahverkehr kürzt. Auf-
grund des Koch/Steinbrück-Papieres
wurden bereits die Mittel für die Schü-
ler- und Schwerbehindertenbeförde-
rung um 210 Millionen Euro pro Jahr re-
duziert. Damit nicht genug: Die große
Koalition will die Regionalisierungs-
mittel für den Nahverkehr um 2,3 Milli-
arden Euro kürzen. Die Folgen sind be-
reits sichtbar: beispielsweise durch
Lohndumping mit Löhnen von 7,65

Euro/Stunde in Hessen oder 8,32
Euro/Stunde vor den Toren Hamburgs.

Drei zentrale Fragen stehen zur De-
batte, wenn die EU-Verkehrsminister
am 8. Juni 2006 über jene europäische
Verordnung entscheiden,die die künfti-
gen Bedingungen für den öffentlichen
Personenverkehr in Europa beschreibt:
1. Wie wird der öffentliche Personen-
verkehr zukünftig organisiert? 2.Gibt es
Vorschriften zur Einhaltung von Quali-
tätsstandards und von Sozialstandards
für den öffentlichen Personenverkehr?
3. Welchen Schutz gibt es für die Be-
schäftigten, wenn es aufgrund einer
Ausschreibung zu einem Betreiber-
wechsel kommt? Die bundesweite
Unterschriftenaktion am Freitag, dem
5. Mai 2006, zu der die Verkehrsgewerk-
schaft GDBA und die Gewerkschaften
TRANSNET und ver.di aufrufen, steht
unter dem Motto „Ihre Unterschrift ge-
gen Lohndumping“. Eine Million
Unterschriften sollen bundesweit zu-
sammen kommen. Diese werden im An-
schluss Bundesverkehrsminister Wolf-
gang Tiefensee übergeben.“ 

Ähnliche Aktionen finden zeitgleich
in ganz Europa statt, um Druck durch
die eigene Bevölkerung auf die jeweili-
gen Verkehrsminister zu machen.

www.gdba.de www.verdi-bayern.de

Das Ziel: 1 Millionen Unterschriften 

gegen Lohndumping

Wenn Sie auch der Meinung sind, 
• dass der öffentliche Nahverkehr eine Leis-
tung der Städte und Landkreise bleiben soll 
• dass Sie als Kunde in Ihrer Stadt bzw. in
Ihrer Gemeinde vor Ort weiterhin frei ent-
scheiden können, wie Sie Ihren öffentlichen
Nahverkehr erbringen lassen 
• dass Ihre Stadt bzw. Ihre Gemeinde
weiterhin selber entscheiden kann, wie oft
und in welcher Qualität der Nahverkehr fah-

ren soll und dafür abgesichert sein muss, 
• dass der öffentliche Nahverkehr für Sie
eine hohe Qualität bietet 
• dass der öffentliche Nahverkehr hohe Um-
weltstandards erfüllt, um die Belastung der
Umwelt so niedrig wie möglich zu halten 
• dass der öffentliche Nahverkehr sicher für
Sie und die Beschäftigten unterwegs ist 
• dass die Beschäftigten im Nahverkehr
eine hohe Qualifikation und gute Arbeits-
bedingungen haben, um gute Qualität in ih-
ren Bussen und Bahnen zu erbringen,
dann unterschreiben Sie hier! 

DÜSSELDORF. Mit einem landesweiten
Aktionstag gingen Verkehrsunterneh-
men und -verbünde, Zweckverbände
und Fahrgäste unter aktiver Einbezie-
hung der Kommunalpolitik am 10. Mai
gemeinsam gegen die von der Bundes-
regierung geplanten Mittelkürzungen
im Nahverkehr vor. Dazu hat das NRW-
Aktionsbündnis „Gegen Kürzungen bei
Bahn und Bus“ mehr als eine Million
Postkarten in zahlreichen Städten ver-
teilt. Die Fahrgäste konnten durch ihre
Unterschrift ihre Ablehnung gegen die
Kürzungspläne zum Ausdruck bringen.
Die unterschriebenen Postkarten wur-
den in bereit gestellten Boxen gesam-
melt und gehen in der kommenden Wo-

che an die Bundespolitik in Berlin.
„Diese Art von Solidarität braucht der
Nahverkehr, denn sollten die Kür-
zungspläne in die Tat umgesetzt werden,
wären die Folgen gerade in Nordrhein-
Westfalen katastrophal: Jede fünfte
Bahnverbindung könnte wegfallen,
auch Bus und Stadtbahn wären betrof-
fen“, erklärte Martin Husmann, Vor-
stand der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr
AöR,Vorsitzender des Aufsichtsrats der
Agentur Nahverkehr NRW und einer
der Initiatoren des NRW-Aktionsbünd-
nisses, auf der zentralen Veranstaltung
des Aktionstags in Düsseldorf.
www.gegen-kuerzungen-bei-bahn-
und-bus.de

10. Mai: Aktionstag gegen Kürzungen bei Bahn und Bus in NRW 

5. Mai –  Nahverkehrstag:

GDBA, TRANSNET und ver.di starten bundesweite
Unterschriftensammlung
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Zahlen, Daten und Fakten zu Arbeitsbedin-
gungen, Arbeitszeiten, Einkommen 

Vom Traumjob zum Jobtrauma 

Die Arbeitsbedingungen der 146.000
Krankenhausärzte haben sich in
Deutschland in den vergangenen Jahren
massiv verschlechtert. Überlange Ar-
beitszeiten, Kürzungen der Einkom-
men, kurzzeitig befristete Arbeitsver-
träge und explodierende Bürokratie
sind nur die wichtigsten Ursachen,wes-
halb sich der Arztberuf vom Traumjob
zum Jobtrauma gewandelt hat. Mittler-
weile würde jeder dritte Krankenhaus-
arzt seinen Beruf nicht mehr ergreifen.
Immer mehr Ärzte flüchten in alterna-
tive Berufsfelder oder ins Ausland, wo
geregelte Arbeitszeiten und bessere Be-
zahlung locken.

Massive Arbeitsverdichtung 

Krankenhausärzte haben in den ver-
gangenen Jahren eine erhebliche Pro-
duktivitätssteigerung erbringen müs-
sen. Insbesondere durch die Einführung
der diagnosebezogenen Fallpauschalen
und die stetige Erhöhung des Patien-
tenaufkommens müssen in immer kür-
zerer Zeit immer mehr Fälle behandelt
werden. In der Zeit von 1991 bis 2004
wurden 10,2 % der Krankenhäuser ge-

schlossen (-245), 20,2% der Betten ab-
gebaut und 2,2 Millionen mehr Patien-
ten versorgt (+ 15,1%).Gleichzeitig sank
die Verweildauer um 38% auf 8,7 Tage.

Überlange Arbeitszeiten 

Ärztinnen und Ärzte werden in deut-
schen Krankenhäusern mit katastro-
phalen Arbeitsbedingungen konfron-
tiert.Obwohl die Arbeitszeiten tarifver-
traglich bei rund 40 Stunden in der Wo-
che liegen, sieht die Arbeitsrealität mit
bis zu 80 und mehr Wochenstunden ganz
anders aus. Nach einer Erhebung des
Marburger Bundes leisten die rund
146.000 stationär tätigen Ärzte jährlich
rund 50 Millionen Überstunden im Wert
von 1 Milliarde Euro, die überwiegend
nicht vergütet werden. Die Ärzte der
Berliner Charité beziffern ihre monat-
lich unvergütete Mehrarbeit auf 85.000
Stunden.

Unzureichende Vergütung 

Die Gehälter der Krankenhausärzte
entsprechen nicht ihrer anspruchsvol-
len Ausbildung, der äußerst verantwor-
tungsvollen Tätigkeit und den interna-
tional üblichen Ärzteeinkommen.
Selbst das bereits erwähnte ärztekriti-
sche Gutachten des Deutschen Institu-
tes für Wirtschaftsforschung spricht in

der Zeitspanne von 1993 bis 2002 von
einem durchschnittlichen realen Netto-
einkommensverlust junger Klinikärzte
in Höhe von 7,5%. Gleichzeitig hätten
andere im öffentlichen Dienst beschäf-
tigte Akademiker einen Lohnzuwachs
von drei Prozent, die Gesamtheit aller
Erwerbstätigen sogar einen Zuwachs
von sechs Prozent zu verbuchen.Der re-
ale Nettoeinkommensverlust der Kran-
kenhausärzte gegenüber allen übrigen
abhängig Beschäftigten beträgt somit
kumulativ 13,5%.

Darüber hinaus mussten Ärzte jedoch
noch weitere Gehaltskürzungen hin-
nehmen, die das DIW in seinem Bericht
unberücksichtigt ließ. Zu erwähnen ist
beispielsweise die einseitige Kündigung
von Tarifverträgen zur Arbeitszeit so-
wie zum Weihnachts- und Urlaubsgeld
durch Arbeitgeber. So wurde in vielen
Bundesländern die wöchentliche Ar-
beitszeit der Universitätsärzte ohne
Lohnausgleich auf bis zu 42 Stunden er-
höht, gleichzeitig strich man ihnen das
Urlaubsgeld komplett und reduzierte
das Weihnachtsgeld auf rund 60%.
Summiert man alle genannten Einkom-
mensverluste der Klinikärzte, so wird
die 30%-Marke überstiegen. Dieser
Wert würde noch weiter ansteigen,
wenn man einerseits die bereits er-
wähnte millionenfach unvergütete
Mehrarbeit und andererseits die durch
den neuen Tarifvertrag für den öffent-
lichen Dienst (TVöD) resultierenden
Gehaltseinbußen hinzurechnen würde.

Bruttostundenlohn: 11,80 Euro 

Das DIW gibt den monatlichen Netto-
verdienst eines jungen Klinikarztes mit
2.009 Euro an, pro Stunde sollen es net-
to 10,80 Euro sein. Abgesehen davon,
dass die Berechnungsgrundlage nicht
die unvergütete Mehrarbeit berücksich-
tigt, stellt sich schon die Frage, ob sich

Krankenhaus-Info der Verdi Betriebs-

gruppe Klinikum Stuttgart

Einkommen von Ärzten 
In der Diskussion um die Berechtigung
der Forderungen des Marburger Bundes
spielen auch immer wieder Vergleichs-
zahlen zwischen Arzteinkommen und
anderen Einkommen eine Rolle.So wur-
de z.B. des öfteren behauptet, dass Arz-
te weniger verdienen würden als ein
Facharbeiter oder als andere Akademi-
ker. Hierzu ein paar Fakten: 

Gemäß Tarifvertrag der IG Metall für
die Bezirke Südbaden/ Südwürttem-
berg/ Hohenzollern,aber auch für Nord-
württemberg/ Nordbaden verdient ein
Facharbeiter einen Monatsgrundlohn
von 1855 Euro, hinzu können (bei einem
Teil der Belegschaft) bis zu maximal
60% Zulagen kommen (40% Leistungs-
zulage und 20 /o individuelle Zulagen),
macht zusammen maximal 2968 Euro.

Hinzu kommen bei Schichtarbeit zwi-
schen 365 Euro bei Zwei-Schichtbetrieb
und 534 Euro bei Drei-Schichtbetrieb).

Dem gegenüber verdienen Ärzte ein
Grundgehalt von 3060 Euro, das bis
5100 Euro ansteigt. Zusätzlich erhalten
Oberärzte eine Funktionszulage von 250
Euro und Vertreter des Chefarztes 350
Euro. Zu dieser Grundentlohnung kom-
men die Bereitschaftsdienste und Über-
stundenvergütungen hinzu – im Klini-
kum zwischen 600 und 2000 Euro. Des
weiteren kommen hinzu Poolbeteiligun-
gen der Chefärzte (im Klinikum in einer
Größenordnung von einigen hundert
Euro bis mehrere tausend Euro). Da
kommen schnell mal 4000 (jung) bis 8000
Euro (FA) und mehr (OA) zusammen.

Zusätzlich muss man wissen, dass
Ärzte innerhalb des TVÖD die einzigen
Akademiker sind, die in Entgeltgruppe
14 beginnen.Weiter sind sie aus der all-
gemeinen Entlohnungssystematik noch
dadurch herausgehoben, dass der Geld-

betrag der Stufen 3, 4 und 5 jeweils um
eine Stufe angehoben wurde.

Jetzt kann man natürlich vertreten,
dass das immer noch zu wenig sei und
dass es im internationalen Vergleich
Länder gibt, in denen Arzte mehr ver-
dienen.

Seriöser Weise müsste man dann aber
den Lebensstandard und alle weiteren
Bedingungen dieser Länder dagegen
rechnen. Zwischenzeitlich haben meh-
rere Studien belegt, dass – wie alle Ar-
beitnehmer in Deutschland – auch die
Ärzte im europäischen Durchschnitt ei-
nen Mittelplatz belegen.

All dies spricht natürlich nicht dage-
gen, mehr Geld zu fordern. Es spricht
aber sehr wohl dagegen, zu behaupten,
dass man schlechter verdienen würde als
andere und vor allem spricht es dagegen,
seine eigenen Interessen nicht gemein-
sam mit den anderen Berufsgruppen
oder sogar gegen die Interessen anderer
durchzusetzen.

Traditionell war der Status des Krankenhausarztes ein an Entbehrungen und Belastung rei-
ches, aber kurzes Durchgangsstadium zur viel besseren Situation des leitenden oder selb-
ständig praktizierenden Arztes. Das ist lange vorbei. Die protestierenden Ärzte fordern eine
Arbeitssituation, die sich ertragen lässt und eine  am Aufwand des Studiums orientierte Ent-
lohnung. Sie versuchen dabei, die für sie günstige Situation auf internationalen Märkten zum
Tragen zu bringen. – Mit erheblicher Skepsis fragen sich gewerkschaftlich Erfahrene, ob
eine Tarifbewegung, die nicht die Interessen der ganzen Belegschaft repräsentieren will, die
Situation der Krankenhausbeschäftigten nachhaltig verbessern kann. 

Marburger Bund – Bundesverband: Berlin, Januar 2006

Die Arbeitssituation deutscher Krankenhausärzte 
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Auslandsinvestitionen steigen. –
FAZ, Fr, 12.5.06.Wegen schlech-
ter Standortbedingungen in
Deutschland, sagt G. L. Braun, Prä-
sident des Deutschen Industrie- und
Handelskammertages, seien die Aus-
landsinvestitionen deutscher Unter-
nehmen in diesem Jahr auf  41 % ge-
stiegen. Das mache 50 000 Arbeitsplät-
ze in der Industrie aus. Lt. einer Um-
frage des DIHK zum Auslandsengage-
ment habe ergeben, dass 39 % der Fir-
men auch in Deutschland investieren
würden bei entsprechend guten Bedin-
gungen. Die Auslandsinvestitionen
werden vor allem in den neuen, im Jahr
2004 eingetretenen EU-Mitgliedslän-
der Mittel- und Osteuropas getätigt.

Industrie fordert transatlantischen
Marktplatz. FAZ, Mi. 3.5.06. Eine enge-
re transatlantische Zusammenarbeit
der Unternehmen brächte große Vortei-
le mit sich, um im globalen Wettbewerb
erfolgreich zu sein, so BDI-Präsident J.
Thumann: „Der BDI ist gerne bereit,
eine  Plattform für den notwendigen Ge-
dankenaustausch zwischen Politik und
Wirtschaft  zu bieten.“ Zur Stärkung
der Wirtschaftsbeziehungen sei es not-
wendig, eine Reihe von nichttarifären
Handelshemmnissen aus dem Weg zu
räumen. Das betreffe die Zertifizierung
und  ebenso wie eine Vereinheitlichung
der Rechnungslegungsvorschriften. Die
vergleichsweise geringe Bürokratie sei
ein großer Vorzug des Standorts Verei-
nigte Staaten,den auch deutsche Unter-
nehmer sehr schätzten. „Hier macht es
Spaß, Unternehmer zu sein, die Regie-
rung mutet den Bürgern und den Unter-
nehmern mehr Freiheit und Eigenver-
antwortung zu.Das schlägt sich in einer
hohen Flexibilität der Wirtschaft nie-
der. In Deutschland fühlten sich die
Unternehmer häufig,als seien sie an Ar-
men und Beinen gefesselt.“ Thumann
verwies darauf,dass rund 3000 deutsche
Unternehmen in  Amerika tätig seien
und zusammen rund eine Million Mit-
arbeiter beschäftigten.

BDA äußert Kritik an Gleichbehand-
lungsgesetz. FAZ, Do, 4.5.06. Der Inhalt
des Gleichbehandlungsgesetzes gehe
immer noch weit über die europarecht-
lichen Vorgaben hinaus, so D. Hundt,
BDA-Präsident. Der Entwurf enthalte
mehr Diskriminierungsmerkmale als  es
die EU-Richtlinien fordern. Zudem er-
hielten die Betriebsräte und Gewerk-
schaften ein „faktisches Verbandskla-
gerecht“. Das Gesetz belaste die Wirt-
schaft mit weiterer Bürokratie und un-
nötiger Rechtsunsicherheit. Es werde
ein erster Testfall für die Wirksamkeit
des von der Bundesregierung geplanten
Normenkontrollrats zur Entbürokrati-
sierung. Der BDI bezeichnete den Ent-
wurf „als alter Wein in neuen Schläu-
chen“.

Presseauswertung: rst 

Wirtschafts-
presse

ein Klinikarzt nach einer aufwändigen
Medizinerausbildung und angesichts
der massiven Arbeitsbelastung sowie
der äußerst verantwortungsvollen Tä-
tigkeit, die oftmals über Leben und Tod
von Menschen entscheidet, mit diesem
Gehalt zufrieden geben soll.

Für eine empirisch haltbare Studie
müssen jedoch bei der Berechnung der
Ärzteeinkommen wenigstens die realen
Arbeitsbedingungen mit unvergüteter
Mehrarbeit berücksichtigt werden. Auf
dieser Grundlage ergibt sich bei einem
jungen Assistenzarzt, der nach Bundes-
Angestelltentarifvertrag vergütet wird
und 60 Stunden in der Woche arbeitet,
ein Bruttostundenlohn von 11,80 Euro.

TVöD ist finanzielles Horrorszenario 

Diejenigen Ärzte, die fortan nach dem
neuen Tarifvertrag für den öffentlichen
Dienst (TVöD) vergütet werden,werden
im Vergleich zum BAT massive Gehalts-
einbußen hinnehmen müssen. Das Sta-
tistische Bundesamt gibt das durch-
schnittliche Absolventenalter im Fach
Humanmedizin mit 28,5 Jahren an. Re-
alistische Berechnungsgrundlage ist so-
mit ein 29jähriger Berufseinsteiger. Als
Verheirateter wird er im Vergleich zum
BAT beim neuen TVöD nach zehn Jah-
ren rund 31.300 Euro weniger verdie-
nen, nach 20 Jahren zirka 67.900 Euro.
Als lediger Berufseinsteiger belaufen
sich die Einkommensverluste nach zehn
Jahren auf rund 17.600 Euro, nach 20
Jahren auf rund 40.500 Euro. Hierbei
sind zusätzliche Gehaltskürzungen
durch den Wegfall des Kinderzuschla-
ges und durch Rückstufungen bei Ar-
beitgeberwechsel noch gar nicht be-
rücksichtigt.

Fazit 

Will Deutschland den internationalen
Wettbewerb um die besten Ärzte ge-
winnen und soll hierzulande auch

weiterhin ein hohes Niveau medizini-
scher Versorgung gewährleistet werden,
dann muss es zu einer deutlichen Ver-
besserung der ärztlichen Arbeitsbedin-
gungen kommen. Der Marburger Bund
setzt sich deshalb als Ärztegewerk-
schaft für einen speziellen Ärztetarif-
vertrag ein, der im Kern geregelte Ar-
beitszeiten und eine deutliche Erhö-
hung der Grundvergütung vorsieht. Die
hierfür zurzeit stattfindenden Tarifver-
handlungen zwischen Marburger Bund
und Tarifgemeinschaft deutscher Län-
der (TdL) und die anstehenden Tarif-
verhandlungen mit der Vereinigung
kommunaler Arbeitgeberverbände
(VKA) sind Schlüssel zur Wiederher-
stellung der Attraktivität des Arztberu-
fes. Es ist jedoch nicht hilfreich, wenn
von Seiten bestimmter Politiker und Ar-
beitgeber stets auf leere Kassen und Fi-
nanznöte öffentlicher Haushalte ver-
wiesen wird und damit Lösungsansätze
im Keim erstickt werden. Kann aus den
Krankenhausbudgets tatsächlich kein
zusätzliches Geld für humane Arbeits-
bedingungen und leistungsgerechte Be-
zahlung der Leistungsträger aufgewen-
det werden, muss die Politik ihre ge-
samte Ausgabenpolitik überdenken und
neue Prioritäten setzen.Dieses Anliegen
könnten im Übrigen Marburger Bund
und Arbeitgeber gemeinsam vortragen
und erstreiten. – Es muss klar sein, dass
bei steigender Nachfrage nach medizi-
nischen Leistungen die Qualität der Ver-
sorgung unter starren Budgets und fi-
xiertem Ausgabenvolumen nicht auf-
recht erhalten werden kann. Kranken-
hausärzte sind jedenfalls nicht länger
bereit, das deutsche Gesundheitswesen
mit millionenfach unvergüteter Mehr-
arbeit zu subventionieren. Mediziner-
mangel und Ärzteflucht ins Ausland
sind die ersten Vorboten hin zu einer sig-
nifikanten Verschlechterung der medi-
zinischen Versorgung.

Zu Beginn der Streikwoche an 25 Uni-
versitätskliniken und 14 psychiatri-
schen Landeskrankenhäusern haben
heute (15. Mai) rund 12 300 Ärztinnen
und Ärzte ihre Arbeit niedergelegt.Nach
dem Scheitern eines Spitzengesprächs
mit der Tarifgemeinschaft deutscher
Länder (TdL) hatte die Ärztegewerk-
schaft Marburger Bund (MB) zum Wo-
chenstreik aufgerufen.Die Verschärfung
der Streiks sei die direkte Antwort auf
das letzte Angebot der Arbeitgeber . . .
„Die angebotene Erhöhung der Grund-
vergütung stelle sich rasch als Nullsum-
menspiel heraus, da für das bereits ge-
strichene Weihnachts- und Urlaubsgeld
sowie für die Erhöhung der Wochenar-
beitszeit auf 42 Stunden kein Ausgleich
gezahlt werden sollte.

Das Angebot sei insbesondere für die

Ärzte in den neuen Bundesländern eine
Kampfansage. Während die TdL im
Westen eine Erhöhung der Grundvergü-
tung um bis zu 500 Euro vorschlug, soll-
ten sich Ärzte im Osten mit nur 100 Euro
mehr im Monat zufrieden geben. Ziehe
man die Streichung des Weihnachts-
und Urlaubsgeldes sowie die Erhöhung
der Wochenarbeitszeit ab, bleibe zum
Schluss sogar eine Einkommenskür-
zung.“ Trotz verhärteter Fronten zeigte
sich Montgomery grundsätzlich ver-
handlungsbereit.Gespräche mit der TdL
machten aber erst wieder Sinn,wenn die
Arbeitgeber mit einem anständigen An-
gebot auf die Ärztegewerkschaft zukä-
men. Montgomery: „Herr Möllring muss
endlich begreifen, dass die Zeiten der
Ärzteausbeutung ein für allemal zu
Ende sind.“

Berlin, 15. Mai 2006  -  Nr. 32/06 (Pressemitteilung des Marburger Bundes)

12 300 Ärzte legen zu Beginn der Streikwoche Arbeit nieder
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WASG Bundesvorstand: Keine
konkurrierenden Wahlantritte

in Berlin und Mecklenburg-Vor-
pommern: Der Bundesvorstand der
WASG hat in seiner Sitzung am
13./14.5.2006 in Fürth die Ergebnisse des
Ludwigshafener Parteitages beraten.
Gegenstand der Beratungen war auch
die Situation in Berlin und Mecklen-
burg-Vorpommern. Der Bundespartei-
tag hatte beschlossen, konkurrierende
Wahlantritte zwischen Linkspartei und
WASG auszuschließen. Der Bundesvor-
stand wurde aufgefordert, „alle Maß-
nahmen zu prüfen und ggf. zu ergreifen,
um dem Willen des Bundesparteitages
Geltung zu verschaffen“ sowie „die ge-
troffenen Vereinbarungen zwischen
Linkspartei.PDS und WASG über eine
künftige Politik in Berlin weiterzuent-
wickeln und durchzusetzen“.

Seit Monaten ist der Bundesvorstand
der WASG im Dialog mit den Landes-
verbänden Berlin und Mecklenburg-
Vorpommern. Er bedauert, dass das An-
liegen der Gesamtpartei von den Lan-
desverbänden Berlin und Mecklenburg-
Vorpommern nicht respektiert wurde.
Nach Abwägung aller juristischen und
politischen Risiken und Möglichkeiten
beschloss der Bundesvorstand, die Vor-
stände beider Länder ihres Amtes zu ent-
heben und durch Beauftragte zu erset-
zen,die namens der Landesvorstände die
bereits eingereichten Wahlbeteiligungs-
anzeigen zurückziehen. Für Berlin sind
Hüseyin Aydin,stellvertretend Peter Vet-
ter, für Mecklenburg-Vorpommern Vol-
ker Schneider, stellvertretend Werner
Dreibus eingesetzt. Mit der Umsetzung
dieses Beschlusses wird entsprechend
des Bundesparteitagsbeschlusses in bei-
den Ländern eine Wahlbeteiligung unter
dem Namen der WASG nicht stattfinden
und werden gleichzeitig Parteiaus-
schlüsse und eine Auflösung der Lan-
desverbände in der WASG vermieden.

Der Bundesvorstand begrüßte die Ent-
scheidung des Berliner Landesparteita-
ges der Linkspartei.PDS, die im April
von Berliner Mitgliedern beider Parteien
vorgestellten „Inhaltlichen Positionen
für einen gemeinsamen Wahlkampf von
Linkspartei.PDS und WASG in Berlin“
als Grundlage der Kandidatur zu den
Abgeordnetenhauswahlen zu beschlie-
ßen. Weiter begrüßte der Bundesvor-
stand die Entscheidung der bundeswei-
ten Steuerungsgruppe aus Linkspar-
tei.PDS und WASG, zur Umsetzung des
Kooperationsabkommens III im Land
Berlin vier ihrer Mitglieder zu beauftra-
gen, um „einvernehmlich und koopera-
tiv über die Form des Antritts und der
Listennominierung“ zu entscheiden.
Dazu gehört auch die Weiterentwicklung
gefundener gemeinsamer Positionen,
Freiheits-,Arbeits- und soziale Rechte zu
verteidigen, für die stärkere Belastung
großer Einkommen und Unternehmen

einzutreten (Vermögenssteuer, Anhe-
bung Spitzensteuersatz), Privatisierun-
gen im Bereich der öffentlichen Da-
seinsfürsorge (u.a.Verkehr,Energie,Was-
ser, Gesundheit, Bildung, Wohnung) zu
stoppen und sukzessive rückgängig zu
machen.

WASG Berlin: Für eine demokratische
und konsequent anti-neoliberale Partei:
Zur Absetzung des Landesvorstands der
WASG Berlin durch den Bundesvor-
stand der Partei erklärt Lucy Redler,ab-
gesetztes Mitglied des geschäftsführen-
den Landesvorstands der WASG Berlin
und Spitzenkandidatin zu den Abgeord-
netenhauswahlen: Nicht der Landesver-
band Berlin der WASG, sondern der
Bundesvorstand verstößt gegen die
Grundsätze der Partei. Die WASG wur-
de als breite, demokratische Samm-
lungsbewegung gegen den Neolibera-
lismus gegründet. Das Gründungspro-
gramm schließt eine Teilnahme an Re-
gierungen, die Sozialabbau und Privati-
sierungen betreiben, aus. Die eigenstän-
dige Kandidatur der WASG Berlin steht
im Einklang mit den Grundsätzen der
Partei. Sie ist eine traurige Notwendig-
keit aufgrund der unsozialen Politik des
SPD/Linkspartei.PDS-Senats in der
Stadt. Sie wird – wie die schnelle erfolg-
reiche Sammlung von 2300 Unterstüt-
zungsunterschriften bezeugt – von vie-
len BerlinerInnen begrüßt. Der Bundes-
vorstand geht mit Ordnungsmaßnahmen
gegen einen Landesverband vor, der nur
das Recht für sich in Anspruch nimmt,
selbständig über Landespolitik zu ent-
scheiden.Dieses Vorgehen hat nichts mit
der demokratischen Kultur der neuen
Linken zu tun; es zeugt vielmehr von der
autoritär-zentralistischen Kultur,an der
die „alte“ Linke gescheitert ist.

Ich bin sicher, dass diese Maßnahme
vor Gericht keinen Bestand hat. Der
Landesparteitag der WASG Berlin wird
am kommenden Dienstag über die Ab-
setzung des demokratisch gewählten
Vorstandes befinden und endgültig
über die Frage der eigenständigen Kan-
didatur entscheiden.

Es geht nicht um einen Konflikt zwi-
schen dem Berliner Landesverband und
dem Rest der WASG.48 Prozent der De-
legierten des Bundesparteitags hatten
sich gegen administrative Maßnahmen
ausgesprochen. Mit seinem rücksichts-
losen Vorgehen bringt der Bundesvor-
stand die Partei an den Rand der Spal-
tung und agiert gegen eine größtmögli-
che Einheit der Linken.

Ich rufe alle WASG-Mitglieder auf, in
der Partei zu bleiben und gemeinsam
für eine demokratische und konsequent
anti-neoliberale Partei zu kämpfen.

Das ist eine wichtige Voraussetzung,
um eine vereinigte neue Linke zu schaf-
fen, die diesen Namen auch verdient.
Erklärung vom 14.5.2006 

Linkspartei.PDS-Landesparteitag
Berlin beschließt Wahlprogramm: Der
Landesparteitag Berlin hat am 6. Mai
ein Wahlprogramm unter dem Motto
„Gemeinsam sind wir Stadt“ beschlos-
sen und auch inhaltliche Angebote für
einen gemeinsamen Wahlkampf mit der
WASG beschlossen. Harald Wolf erklärt
in der Diskussion:

„Ich freue mich deshalb,dass viele aus
der Berliner WASG mit uns zusammen-
gehen wollen, wie es sich in der Rixdor-
fer Erklärung dokumentiert, in der Er-
klärung,zu der wir auf dem letzten Par-
teitag per Akklamation unsere Zustim-
mung dokumentiert haben. Ich finde,
dass das eine gute Grundlage ist für ei-
nen gemeinsamen Wahlkampf und die
gemeinsame Kooperation. Der Entwurf
des Wahlprogramms zeigt ja auch den
Grad von Übereinstimmung, den wir an
dieser Stelle haben. Deshalb: Herzlich
Willkommen, liebe Genossinnen und
Genossen! Lasst uns gemeinsam strei-
ten und deutlich machen, es gibt Men-
schen in dieser Stadt, die trotz unter-
schiedlicher politischer Herkünfte ge-
meinsam für das Projekt einer Links-
partei auch in Berlin streiten und bei den
Abgeordnetenhauswahlen erfolgreich
sein wollen.

… Ich rufe hier noch einmal in Erin-
nerung: Berlin zahlt immer noch sieben
Millionen Euro täglich an Zinsen …

Vor wenigen Tagen hat die erste münd-
liche Verhandlung vor dem Verfassungs-
gericht stattgefunden, die zwei Dinge
deutlich gemacht hat. Erstens wurde
deutlich,dass Berlin die Chance hat,die-
se Klage erfolgreich zu bestehen. Zum
zweiten wurde deutlich – das war vor-
her bei vielen Berlinern und auch den
Berliner Medien nicht klar –, dass diese
Klage kein Selbstgänger ist. Es gibt
massiven Widerstand gegen diese Klage
von Seiten der Bundesregierung und der
anderen Bundesländern. Das betrifft
alle Bundesländer bis auf die beiden an-
deren Haushaltsnotlagenländer Saar-
land und Bremen.In dieser Verhandlung
wurde Berlin penibel vorgerechnet,dass
Berlin pro Kopf 1.000 Euro mehr aus-
gibt für Bildung als z.B.das Bundesland
Hessen. Uns wurde vorgeworfen, dass
wir eine Kita-Ausstattung haben, die
deutlich über dem Bundesdurchschnitt
liegt. Das muss auch gegenüber den an-
deren Bundesländern und gegenüber
dem Bund verteidigt werden. Ich bin
froh, dass dieser Senat bisher – es gibt
auch kein Anzeichen dafür, dass sich
diese Haltung ändert – die Position ein-
genommen hat: Ja, es gibt ‚Ausstat-
tungsvorsprünge‘ zu denen wir stehen,
weil wir sie für politisch für sinnvoll hal-
ten und weil wir jetzt nicht das abbau-
en,was wir an Errungenschaften haben,
die andere Bundesländer versuchen,
mühsam in den nächsten zehn Jahren
aufzubauen.“ Zusammenstellung: jöd
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Interview mit Evrim Baba, Abgeordnete der Linkspartei.PDS im Berliner Abgeordnetenhaus

„Frauen, die nach ihren Lebensvorstellungen
leben wollen, müssen bestärkt werden“

Frage: Der „Ehrenmord“ an der Kurdin
Hatun Sürücü und der Prozess gegen
ihre Brüder hat zu einer heftigen öf-
fentlichen Debatte geführt. Ist das an-
gemessen oder wird hier künstlich skan-
dalisiert und instrumentalisiert?

Evrim Baba: Der Mord an Hatun ist
ein furchtbares Verbrechen.Ich bin auch
strikt dagegen, solche Taten mit irgend-
welchen Argumenten zu relativieren – es
gibt für mich keine kulturellen oder re-
ligiösen Rechtfertigungen für solche
Menschenrechtsverletzungen. Das ist
auch die Botschaft des Urteils gegen
Hatuns Bruder. Es darf bei den Men-
schenrechten keinen Rabatt für Kultur-
differenzen geben.Auf der anderen Sei-
te gibt es in meinen Augen klare Anzei-
chen für eine künstliche Skandalisie-
rung und Instrumentalisierung dieses
Themas. Es gibt, soviel ich weiß, keine
Zunahme solcher „Ehrenmorde“.
Bundesweit hab ich kürzlich eine Zahl
gelesen von ca. 50 solcher „Ehrenmor-
de“ in den letzten fünf Jahren. Ich glau-
be,die Zahl geht auf eine Untersuchung
von „Terre des femmes“ zurück. Es ist
für mich geradezu absurd, wenn Leute
wie Schönbohm und Stoiber sich jetzt
angeblich für Frauenrechte einsetzen.
Die gleichen Politiker lehnen seit Jah-
ren geschlechtsspezifische Verfolgung
von Frauen als Asylgrund ab. Konser-
vative und andere Kreise wollen dieses
Thema offensichtlich instrumentalisie-
ren für ihren „Kampf der Kulturen“.
Das lehne ich entschieden ab.

Frage: Siehst du Anhaltspunkte für
eine Beteiligung der Familie an dem
Mord?

Evrim Baba: Anhaltspunkte für ein
„Ehrengericht“ der Familie habe ich
von Anfang an gesehen. Der jetzt verur-
teilte Bruder hat das ausdrücklich ge-
sagt. Die Schwester von Hatun hat im
Verfahren sogar gesagt, Hatun sei jetzt
„im Paradies“. Aber am Ende gab es, so
das Gericht, keine tragfähigen Beweise
für eine Verurteilung der anderen Brü-
der. Man kann niemand wegen einer
Möglichkeit oder vom Hörensagen ver-
urteilen.Wo leben wir denn? Zum Glück
leben wir in einem Rechtsstaat. Ich fin-
de es eher erstaunlich, dass sich das Ge-
richt in seiner Urteilssprechung nicht
von dem Mainstream vor dem Urteil hat
beirren lassen. Die Staatsanwaltschaft
hat jetzt Revision gegen das Urteil ein-
gelegt. Wir werden sehen und haben zu
akzeptieren, was die Gerichte entschei-
den.

Frage: Sind „Ehrenmorde“ ein kurdi-
sches oder arabisches Problem?

Evrim Baba: Keineswegs. In der deut-
schen Literatur gibt ja auch es zahlrei-

che Beispiele dafür. Unzählige Krimis
handeln noch heute davon. Im 19. Jahr-
hundert soll es solche Fälle vor allem im
Adel und in anderen Kreisen mit über-
steigertem Ehrgefühl beinahe regelmä-
ßig gegeben haben. Insofern sind „Eh-
renmorde“ keineswegs ein kurdisches,
arabisches oder muslimisches Problem.
Aber es gibt heute auf der anderen Sei-
te schon noch kurdische oder arabische
oder türkische Familien, die mit Wert-
vorstellungen leben,die von unserer Ge-
sellschaft weit entfernt sind. Solche Fa-
milien gibt es in der Türkei, in Kurdi-
stan und auch hier bei uns.Aber ihr An-
teil ist viel kleiner, als gelegentlich be-
hauptet wird. Unter den Kurden sind
diese Familien eine kleine Minderheit,
ich schätze, weniger als zehn Prozent.
Ein großer Teil der Kurden sind be-
kanntlich alevitisch. Bei den Aleviten
kommen sowohl Zwangsverheiratun-
gen als auch Ehrenmorde kaum vor.
Auch unter den politisierten Kurden
kommen solche Dinge ganz selten vor.

Evrim Baba

REAKTIONEN

„Eine Schande für alle Türken“
Leiter des Zentrums für Türkeistudien for-
dert Ausweisung der Ehrenmord-Familie

… Auch im Lager der türkischen Ge-
meinden in Deutschland herrscht vie-
lerorts Empörung.Der Leiter des Zen-
trums für Türkeistudien in Essen, Fa-
ruk Sen, ruft seine Glaubensbrüder
zur Ächtung von Ehrenmorden auf.
Mit ihm sprach Kristian Frigelj.

Die Welt: Welche Reaktionen hat der
Ehrenmord an Hatun Sürücü bei den
türkischen Einwanderern in Deutsch-
land ausgelöst?

Faruk Sen: Das ist eine Schande für
die gesamte türkische Gemeinde. Bei
den meisten ist Entsetzen zu spüren.
Das Zentrum für Türkeistudien ruft
die Moscheen und türkischen Selbst-
organisationen dazu auf, Ehrenmorde
zu ächten. Gewalt gegen Frauen, das
gehört weder zum Islam noch zur mo-
dernen türkischen Kultur. Man muss
aber sagen, dass die Türkei Ehren-
morde bis 2004 als Kavaliersdelikte
behandelt hat und erst dann schärfe-
re Strafen eingeführt hat. Die Leute
hatten wenig Angst vor Strafe.

Die Welt: Ist das Urteil im Ehren-
mordprozess gerecht?

Sen: Das Urteil ist zu mild. Damit
ermutigt man eher zu solchen Ehren-
morden. Ich hätte den jüngeren Bru-
der härter bestraft und bei den beiden
älteren nachgewiesen, dass sie daran
beteiligt gewesen sind. Bei einem Eh-
renmord ist klar,dass die Familien dies
beschlossen hat. Man müsste die gan-
ze Familie bestrafen. Ein Ehrenmord
ist eigentlich zweifacher Mord: Man
lässt die Tochter ermorden und macht
das Leben des Jüngsten kaputt.

Die Welt: Im deutschen Strafrecht
wird aber nach eindeutigen Beweisen
und nicht nach Vermutungen und
Überlieferungen geurteilt. Sehen Sie
einen Ausweg aus dem Dilemma des
Sürücü-Prozesses?

Sen: Es hat ja Hinweise gegeben,
dass die älteren Brüder an der Tat mit-
gewirkt haben. Da muss man mit der
Türkei eng zusammenarbeiten und
Gutachter bestellen.Es muss einen ju-
ristischen Weg geben, die Beteiligung
der gesamten Familie festzustellen. In
jedem Fall müssen solche Leute ihre
deutsche Staatsangehörigkeit aber-
kannt bekommen und ausgewiesen
werden. Das sollte nicht nur für die
Familie Sürücü gelten, sondern für all
jene Familien, die Ehrenmorde durch-
geführt oder auch geplant haben…

(Die Welt, 22. April 2006)
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Viele Kurden sind eher links und haben
ganz andere gesellschaftspolitische
Ziele.

Frage: Es gibt auch türkische Stim-
men, z.B. vom Leiter des Zentrums für
Türkeistudien, Faruk Sen, die die ge-
samte Familie verurteilen wollen.

Evrim Baba: Bei Faruk Sen habe ich
den Eindruck, dass da sein Kemalismus
und sein Hass auf Kurden mit ihm
durchgeht. Er dokumentiert in meinen
Augen ein fragwürdiges Verhältnis zum
Rechtsstaat, zu Schuldprinzip und Ab-
lehnung von Kollektivstrafen und da-
mit auch zu Menschenrechten. Mehr
will ich dazu nicht sagen.

Frage: Auch der Berliner SPD-Innen-
senator Körting hat die Familie nach
dem Urteil aufgefordert, Berlin und die
Bundesrepublik zu verlassen. Ist das
nicht ein Verstoß gegen rechtsstaatliche
Prinzipien?

Evrim Baba: In der Tat.Die Forderung
von Körting ist erstens rechtlich nicht
zu machen. Wir haben ein Täterstraf-
recht, das individuellen Schuldnach-
weis verlangt, und das ist auch gut so.
Körtings Forderung löst auch kein Pro-

blem. Wir brauchen ein gesellschaftli-
ches Klima, das derartige Taten nicht
akzeptiert. Frauen und generell Famili-
enmitglieder,die nach ihren Lebensvor-
stellungen leben wollen,müssen von un-
serer Gesellschaft darin bestärkt wer-
den.

Frage: Junge Frauen, die sich aus der
Kontrolle und auch Unterdrückung in
der Familie lösen, hat es immer gegeben
– gerade auch im Kontext der türkisch-
kurdischen Arbeitsmigration nach
Deutschland. Haben es junge Frauen
mit Migrationshintergrund heute
schwerer, sich selbständig zu machen?
Sollte die Politik hier mehr tun?

Evrim Baba: Genau das meine ich. Ih-
nen gilt es, Hilfe- und Schutzangebote
zur Verfügung zu stellen.Vor allem brau-
chen sie Unterstützung dabei, ihren
Aufenthalt und ihre Existenz auch un-

Zahl der „Ehrenmorde“ sinkt

Aber die Mentalität ändert sich in der Tür-
kei nur langsam

Strenge Gesetze und gesellschaftliche
Anstrengungen – das sind nach Mei-
nung von Experten in der Türkei die
Voraussetzungen für einen erfolgrei-
chen Kampf gegen „Ehrenverbre-
chen“. Seit einiger Zeit sinkt die Zahl
der „Ehrenmorde“ im Land. Ein
Grundsatzurteil des Obersten Beru-
fungsgerichtshofes trug ebenso dazu
bei wie ein Wandel in der gesellschaft-
lichen Wahrnehmung.… Im Zuge einer
groß angelegten Strafrechtsreform
hatte die Türkei erst im vergangenen
Jahr gesetzliche Bestimmungen abge-
schafft, die es Tätern bei „Ehrenmor-
den“ ermöglichten, mit milden Strafen
davon zu kommen. Die bis zu der Re-
form geltende Strafminderung bei
„Ehrenmorden“ gab den meist weib-
lichen Opfern eine Mitschuld an ihrem
Schicksal: Sie hätten mit einem un-
schicklichen Lebenswandel ihre Fami-
lie zur Gewaltanwendung getrieben,
lautete das Argument. Seit Juni 2005
ist damit eigentlich Schluss – deshalb
sorgt der neue „Ehrenmord“-Fall in
Diyarbakir derzeit für Empörung in
der Öffentlichkeit. Das Gericht in Diy-
arbakir hat es wie die Richter im Fall
Sürücü in Berlin mit minderjährigen
Tätern zu tun. Ein 14-jähriger Junge,
dessen Name nur mit den Initialen A.T.
angegeben wird, hatte nach dem Be-
schluss des Familienrats das Feuer auf
seine 21-jährige Schwägerin Nurcan
eröffnet, um den „Fleck auf der Ehre
der Familie zu tilgen“: Während Nur-
cans Mann Ferit seinen Wehrdienst ab-
leistete, hatte sie ein Verhältnis mit ei-
nem anderen Mann begonnen. … Nur-
can überlebte und versteckt sich in-
zwischen in einem Frauenhaus. Unter-
dessen wurde Nurcans Liebhaber von

seinem minderjährigen Bruder er-
schossen. Die beiden jugendlichen Tä-
ter hätten „unter Provokation“ gehan-
delt, erklärte die Staatsanwaltschaft.
Deshalb und wegen des Jugendstraf-
rechts sollen beide nur für jeweils sie-
ben Jahre ins Gefängnis. Dabei hatte
der Oberste Berufungsgerichtshof erst
vor einem Monat klargestellt, dass es
bei „Ehrenmorden“ nicht um Provoka-
tion gehe,sondern um den Versuch,„ei-
ner schlimmen Sitte Geltung zu ver-
schaffen, die nicht unter dem Schutz
des Rechtes stehen kann“. Im vergan-
genen Jahr hatte ein Gericht nach ei-
nem „Ehrenmord“ gleich mehrere Mit-
glieder einer Sippe zu Haftstrafen von
insgesamt 130 Jahren verurteilt.Türki-
sche Frauenpolitikerinnen sehen in
solchen Urteilen erste Zeichen für ei-
nen Mentalitätswandel in der Justiz
und zur gesellschaftlichen Ächtung der
so genannten Ehrenverbrechen. Am
Ziel ist die Türkei aber noch lange
nicht, sagt Sezgin Tanrikulu, der Vor-
sitzende der Anwaltskammer Diyarba-
kir … Auch Tanrikulu beobachtet einen
Rückgang der „Ehrenverbrechen“.
Wahrscheinlich sei dies aber keine Fol-
ge der Strafrechtsreform, sondern
Konsequenz einer neuen Haltung in
der Gesellschaft,sagte Tanrikulu unse-
rer Zeitung.„Ehrenverbrechen“ gelten
in weiten Teilen der Öffentlichkeit heu-
te als kriminelle Selbstjustiz, nicht
mehr als Ausdruck altehrwürdiger Sit-
ten…
(Neue Zürcher Zeitung, 20.4.2006)

Auszüge aus Leserbriefen in
Berliner Zeitungen
„Ein deutsches Gericht hat in seinem
Urteil die Tatsache nicht gewürdigt,
dass der Mörder bei einem angeblichen
‚Ehrenmord‘ immer in den betroffenen
Familien bestimmt wird … Man kann
nur hoffen, dass sich die nächste In-

stanz bei ihrem Urteil nicht ebenfalls
der Lebenswirklichkeit im Handeln
menschenverachtender Familienclans
verschließt.“ 
(Prof. D. Baumgarten, Berlin, „Tages-
spiegel“, 23.4.2006)

„Es ist kaum vorstellbar, dass die Fa-
milie von der Tat ihres jüngsten Soh-
nes überrascht worden ist. Für derar-
tige Mordurteile werden die jüngsten
Söhne vom Familienrat ausgesucht,
weil sie unter das Jugendstrafrecht fal-
len… Cem Özdemir hat völlig Recht
mit seiner Forderung, mehr Richter
und Staatsanwälte aus Migrantenfa-
milien den Weg in die Gerichtssäle zu
ebnen. Nur sie sind wirklich in der
Lage, die archaischen Familienstruk-
turen zu begreifen, die solche Verbre-
chen erst möglich machen.“ 
(Jürgen Roth, Bezirksvorstand Tem-
pelhof-Schöneberg Bündnis 90/Die
Grünen, „Tagesspiegel“, 23.4.2006)

„Wann endlich gilt das Erwachsenen-
strafrecht für unter 21-jährige (auch
Deutsche) – denn sie wissen sehr wohl,
was sie tun?“ 
(Dr. U. Klein, Berlin, „Tagesspiegel“,
23.4.2006)

„Der Mörder, 1986 in Deutschland ge-
boren,… wuchs in einer archaisch den-
kenden Familie auf, die inmitten einer
gleichgültigen,größtenteils vom Bazil-
lus der multikulturellen Irrlehre infi-
zierten deutschen Gesellschaft alter-
tümliche Verhaltensweise aufrecht er-
hielt. Es ist nach dieser Tat und ande-
ren höchstes Gebot, dass die Bundes-
regierung ihre Ausländerpolitik um-
stellt. Mörder sind nach Verbüßung ih-
rer Strafe bedingungslos auszuwei-
sen.“ 
(Prof. Dr. Heinz Odermann, Berlin,
„Berliner Zeitung“, 22./23.4.2006)

•

Hatun Sürücü
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abhängig von der Familie aufbauen zu
können. In Berlin verfügen wir über
professionelle Hilfsangebote, für die
entsprechende Änderung im Aufent-
haltsrecht setzen wir uns ein.Wir brau-
chen endlich ein eigenständiges Aufent-
haltsrecht für Frauen, unabhängig von
ihrem Ehemann. Auch hier sind es ge-
rade die Konservativen wie Stoiber,
Schönbohm & Co, die seit Jahren solche
Regelungen verhindert haben.
Das Interview führte Rüdiger Lötzer am
27. April 2006.

Rezensiert: Thomas Hanke, Der neue

deutsche Kapitalismus

Die Bürgergesellschaft
und ihre blinden
Flecken
Der Verfasser ist nach Stationen bei der
„Zeit“ und der „Financial Times
Deutschland“ Leiter des Ressorts Mei-
nung im „Handelsblatt“. Seine Bot-
schaft: „Deutschland steckt zwar in ei-
ner ökonomischen und politischen Kri-
se – aber es ist keine Stagnationskrise,
sondern eine produktive Wachstumskri-
se.“

Um es gleich vorweg zu sagen: Das
Buch lohnt sich – auch für Linke. Han-
ke skizziert eine Fülle von Veränderun-
gen der letzten Jahre – natürlich aus sei-
ner liberalen Sicht. Er beschreibt damit
aber Herausforderungen, denen sich
auch linke Politik stellen muss.

Gleich in der Einleitung geht es los.
„Die D-Mark als ebenso solide wie un-
verdächtige Bezugsgröße hat mit der
Europäischen Währungsunion ausge-
dient … Die Bundesbank, jahrzehnte-
lang ein … unantastbarer nationaler
Rat der Weisen, ist in kürzester Zeit auf
Normalmaß gebracht worden.“ (S. 10)

Dem werden auch Linke vermutlich
nicht widersprechen. Nur: Was ist das
linke Konzept für Europa, etwa das der
Linkspartei.PDS, der Gewerkschaften?
Statt klarer emanzipatorischer Ziele
und praktischer Anstrengungen findet
sich hier auf der Linken noch heute viel
folgenlose Rhetorik bis hin zu nationa-
listischen Reflexen und schlichten Anti-
EU-Positionen.

Zweite Änderung, die Hanke be-
schreibt: Die „Deutschland AG“, das
eingespielte Kartell von Industrieunter-
nehmen und Privatbanken mit ihren
Überkreuz-Beteiligungen, Schachtel-
privilegien usw., sei beendet. „Die
Scharnierfunktion der Banken, die
durch ihre Kreditvergabe und ihre Po-
sitionen in den Leitungsgremien der
größten Unternehmen letztlich deren
Geschicke mitgestalteten, sie aber
gleichzeitig gegen Einflüsse aus dem
Ausland abschirmten, existiert nur
noch rudimentär.“ (S. 13) Inzwischen

haben die Deutsche Bank, die Dresdner
Bank, die Allianz und Münchner Rück
ihre Industriebeteiligungen fast voll-
ständig abgestoßen. Diese Neuordnung
der Finanzbeziehungen zwischen In-
dustrieunternehmen und Banken ist vor
allem das Werk von Hans Eichel und sei-
ner Steuerreform, die Veräußerungsge-
winne steuerfrei stellte und so den Ban-
ken den Weg frei machte zur Auflösung
ihrer Industriebeteiligungen.

Dritte Änderung laut Hanke: „Der
Korporatismus, also die für Deutsch-
land typische starke Beteiligung der
Verbände an den politischen Entschei-
dungsprozessen,. funktioniert nicht
mehr wie früher.Konsens ist nicht mehr
das Maß aller Dinge.“ (S. 13) Dazu ge-
höre auch ein neues Verhältnis von
Markt und Staat.

Auch dazu fallen einem sofort um-
strittene linke Thesen ein, zum Beispiel
die von der „Herrschaft des Finanzka-
pitals über das industrielle Kapital“,
Münteferings Warnung vor „Heuschre-
cken“, und schließlich die verbreitete

Forderung „keine weitere Privatisie-
rung“. Die erste, bei PDS, WASG,Verdi
und anderen verbreitete These, kolli-
diert augenfällig mit dem weltweiten
Boom der Industrie,hält sich aber trotz-
dem hartnäckig.Das zweite Thema wird
gerade von der großen Koalition regu-
liert durch neue Transparenzregeln für
Beteiligungen an Aktienunternehmen,
und die dritte These zeigt in ihrer
Schlichtheit,dass hier ein seit Jahren er-
folgloser Abwehrkampf weiter geführt
werden soll, ohne dass dem ein klares
Ziel für Gestaltung und Ausmaß öffent-
licher Güter zugrunde liegt.

Die „Deutschland AG“ ist für Hanke
ein eher national-liberales System der
Abschottung,gehe zurück auf Bismarck
und habe sich als Hindernis für Verän-
derung herausgestellt. Man muss das
nicht teilen, aber der Autor hat Recht,
wenn er bemerkt: „Die agilste Truppe

unter den für Deutschland neuen Anle-
gern sind die Finanzinvestoren“ (S. 43).
Das Ergebnis: „Deutschland ist mittler-
weile dem Wert nach der drittgrößte Pri-
vate-Equity-Markt der Welt.“ (S. 44).

Hanke begrüßt das als Zeichen, „dass
Elemente des angelsächsischen Kapita-
lismus in die soziale Marktwirtschaft
eingebaut werden“. (S. 49) Unterneh-
men im Privatbesitz von Familien gehö-
ren für ihn der Vergangenheit an.Außer-
dem: „Dank der Finanzinvestoren fin-
den deutsche Unternehmen eine neue
Finanzierungsquelle“.Inzwischen seien
acht der Dax-30-Unternehmen mehr-
heitlich in ausländischer Hand. Vier
Jahre zuvor waren es erst drei. Der Be-
sitz von Ausländern an den größten
Dax-Unternehmen sei auf über 40 Pro-
zent gestiegen. „Auch der Bestand an
deutschen Direktinvestitionen im Aus-
land hat sich in den vergangenen Jah-
ren sehr rasch erhöht, von 9,0 Prozent
des Bruttoinlandprodukts in 1990 auf
30,8 Prozent im Jahr 2004. In absoluten
Zahlen ist das ein Anstieg von 152 Milli-
arden Dollar auf 834 Milliarden Dol-
lar.“ (S. 54). Das alles seien Zeichen ei-
ner erfolgreichen Globalisierung der
deutschen Wirtschaft.

Weitere Themen Hankes sind die
„New Economy“, die er etwas spöttisch
abhandelt wegen ihrer in Boomzeiten
verbreiteten These, sie werde alle Klas-
senschranken einreißen und ein Volk
von Aktionären schaffen. Es folgen Ka-
pitel zu der Welle von Privatisierungen
von Unternehmen seit Anfang der 90er
Jahre (Lufthansa, Post, Telekom, Bahn)
und öffentlicher Leistungen und zur
neuen Außenpolitik.„Nirgends hat Rot-
Grün Deutschland so verändert wie in
der Außenpolitik“, zitiert er die FAZ.
Bedenken oder Kritik an der Militari-
sierung der deutschen Außenpolitik
sucht man bei Hanke vergebens. Dass
deutsche Interessen wieder am Hindu-
kusch verteidigt werden, gefällt ihm of-
fenbar.

Ein weiteres Thema Hankes ist das
Vordringen von „Arbeitskraftunter-
nehmern“. Gemeint sind Honorarver-
träge, Scheinselbständige, Praktikan-
ten und andere prekäre Jobs, Teamar-
beit als neue Arbeitsform und Zielver-
einbarungen als neues Entlohnungssys-
tem. Hier beschäftigt Hanke sich mit
dem Soziologen Dieter Sauer und des-
sen Kritik an der „marktzentrierten
Produktionsweise“, die zum Ende des
„Normalarbeitsverhältnisses“ führe.
Hanke hält das für überzeichnet. Für
ihn ist die „neue Flexibilität“ ein Zei-
chen für Höchstleistungen der Beschäf-
tigten. Deutschland sei „weiter … als
viele andere Länder und wesentlich
weiter, als die Deutschen selbst es oft
wahrhaben wollen.“ (S. 84). Mitbestim-
mung, Betriebsräte und Gewerkschaf-
ten werden dafür gelobt. Mag sein,
möchte man sagen, schließlich zeigt ein
Blick auf Exportstatistik, Dividenden
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und Managergehälter, dass es den
Unternehmen nicht schlecht geht. Was
aber ist mit der damit verbundenen so-
zialen Polarisierung, was mit den Ver-
lierern der „Flexibilisierung“?

Am Ende bekennt sich Hanke zu einer
„neuen Bürgergesellschaft“ als Alter-
native zu Obrigkeitsstaat und Sozial-
staat. Auch Schröder habe der SPD bei
Vorlage seiner Agenda 2010 die „Bür-
gergesellschaft“ als neues programma-
tisches Ziel vorschlagen wollen, berich-
tet er, sei aber bedauerlicherweise zu-
rückgewichen. Warum die SPD zögert,
deutet der Autor an,als er das Milieu der
„Bürgergesellschaft“ beschreibt: „Ho-
hes Bildungsniveau, ein gutes Einkom-
men, enge Kirchenbindung, ein großer
Freundes- und Bekanntenkreis sowie
eine erhöhte Haushaltsgröße: Diese As-
pekte sind … typisch für Menschen mit
starkem freiwilligen Engagement.“ (S.
175).

Und wer all das nicht ist oder hat? Für
den hat das Konzept der „Bürgergesell-
schaft“ in der gesellschaftlichen Praxis
nur Ignoranz,Missachtung sozialer Not,
den Ausschluss aus der Politik und,
wenn das nicht reicht, Repression zur
Hand. Diese blinden Flecke spart sich
Hanke. Kampf der Kulturen, die
Deutschtümelei und Fremdenfeindlich-
keit gerade auch in den „besseren Krei-
sen“, der Ausschluss eines Zehntels der
Bevölkerung von elementaren Grund-
rechten wie dem Wahlrecht – all das
kommt bei ihm nicht vor.

Trotzdem: Ein lohnenswertes Buch,
weil es Entwicklungen der letzten Jah-
re beschreibt, mit denen sich Linke be-
fassen und zu denen sie eigene,kritische
Positionen formulieren müssen. rül

Thomas Hanke, Der neue deutsche Kapita-
lismus, Republik im Wandel, Campus Verlag
Frankfurt/New York, 2006, 230 Seiten,
19,90 Euro.

Vom Geschäft zum Krieg

Strategien der
deutschen Montan-
industrie vor und im
Ersten Weltkrieg
Der „Arbeitskreis für kritische Unterneh-
mens- und Industriegeschichte“ (AKKU) der
Ruhr-Universität Bochum hat ein neues le-
senswertes Buch zur Geschichte der deut-
schen Montanindustrie herausgegeben.

„Von der Friedens- zur Kriegswirt-
schaft“ lautet der Titel der Untersu-
chung, Untertitel: „Unternehmensstra-
tegien der deutschen Eisen- und Stahl-
industrie vom Kaiserreich bis zum Ende
des Ersten Weltkriegs“.Verfasser ist die
Historikerin Stefanie van de Kerkhof.

Sie will mit ihrem Werk auch einen Bei-
trag zur „politischen Ökonomie von
Kriegen“ leisten, einem, wie sie gleich
zu Beginn bemerkt, in der modernen
Wirtschaftswissenschaft eher vernach-
lässigten Thema. „In einer Phase neuer-
lich aufflammender kriegerischer Kon-
flikte, die nicht nur Politik und Gesell-
schaft, sondern auch das labile Gefüge
der Weltwirtschaft beeinflussen,scheint
eine empirische Untersuchung von
Unternehmen in Kriegswirtschaften
angebrachter denn je zu sein“, stellt sie
fest. Wohl wahr.

Schon mit dem Titel macht die Auto-
rin dabei deutlich, dass sie gegenüber
Theorien, die „Sachzwänge“ oder
„Marktzwänge“ oder staatliche Zwän-
ge als Erklärung für unternehmerisches
Handeln heranziehen, eher skeptisch
eingestellt ist. Gegenüber solchen, von
Firmen gerne zur Rechtfertigung dunk-
ler Kapitel ihrer Unternehmensge-
schichte herangezogenen Theorien be-
tont sie, „dass es Handlungsspielräume
gab,die für diese wichtige Branche noch
näher zu untersuchen sein werden“ (S.

13).Sie zitiert dazu auch den Ökonomen
Christian Kleinschmidt, der ebenfalls
betont, dass „Entscheidungs- und Ak-
tionsspielräume vorhanden und die
Unternehmen nicht durch ‚Marktzwän-
ge‘ in ihren Handlungen determinis-
tisch gebunden seien.“ Außerdem gebe
es oft „keine modell-ökonomisch voll-
kommene Konkurrenz auf Märkten, da
sonst kein strategisches Handeln not-
wendig sei.“ (S.17) Damit wahrt sie eine
angenehm kritische Distanz zu den sol-
che „Marktzwänge“ betonenden Ma-
nagement-Theorien etwa eines Helmut
Schelsky und zu apologetischen Ge-
schichtsdarstellungen, die noch heute
verbreiten,die Unternehmen der Eisen-
und Stahlindustrie seien in den Ersten
Weltkrieg mehr oder weniger „hinein-
geschlittert“. Distanz wahrt sie aller-
dings auch zu marxistischen Untersu-
chungen über die deutsche Montanin-
dustrie. „Ausgegangen wird in der ge-
samten Arbeit eher vom wirkungs-
mächtigen Handeln individueller und
organisierter Akteure als von determi-
nierenden gesellschaftlichen und sozia-
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len Strukturen. Angelehnt sind diese
Überlegungen an die „akteursorientier-
te Systemtheorie und die Spieltheorie“,
schreibt sie im Vorwort (S. 40).

In Anlehnung an moderne Unterneh-
mensstrategien beschreibt und analy-
siert sie zunächst die Marktsituation der
Eisen- und Stahlindustrie im Kaiser-
reich und die Unternehmensstrategien
während dieser Zeit bis hin zum Kriegs-
beginn.Schwerpunkt sind dabei Wachs-
tumsstrategien am Beispiel des Krupp-
Konzerns und des schlesischen Kon-
zerns der Henckel von Donnersmarck.
Beschrieben werden ihre Internationa-
lisierungsstrategien und Strategien des
sog. „friedlichen Eindringens“ in frem-
de Märkte, ihre Kartellierungs- und
Marktordnungsversuche. Dabei wird
deutlich, dass das – auch im internatio-
nalen Kontext – überdurchschnittliche
Wachstum der deutschen Eisen- und
Stahlindustrie im Kaiserreich über lan-
ge Zeit auf erheblichen Innovationsan-
strengungen und -erfolgen beruhte.
Stichworte dafür sind u.a. die Entwick-
lung des Siemens-Martin-Verfahrens
zur Stahlgewinnung, später von
Elektrostahl und Nirostastahl.

Zu Beginn des Ersten Weltkriegs aber
war die Eisen- und Stahlindustrie nach
Ansicht der Verfasserin bereits eine
„reife“ Industrie, mit sinkenden Wachs-
tumsraten und entsprechend starken

Versuchen, die Renditen der Unterneh-
men durch Marktabsprache, Marktbe-
herrschung und Kartellbildung hoch zu
halten.

In der zweiten Hälfte des Buches
untersucht die Verfasserin die „Unter-
nehmensstrategien in der Kriegswirt-
schaft“. Auffällig ist dabei das – auch
von Autoren wie Fritz Fischer oder mar-
xistischen Autoren – bereits festgestell-
te starke Engagement von Unterneh-
mern aus der Eisen- und Stahlbranche
wie Thyssen, Krupp von Bohlen und
Halbach, Stumm, Röchling usw. als
„große Beutemacher“,ihr massives Ein-
treten für weit gefasste territoriale Er-
oberungsziele ebenso wie die damit ver-
bundenen völkischen und antisemiti-
schen Positionen dieser Unternehmer.

Nach vier Strategiebereichen geglie-
dert untersucht Stefanie van de Kerk-
hof hier die „Wachstumsstrategien“,die
„Beschaffungsstrategien“,die „Absatz-
strategien“ und die Marktordnungs-

strategien – sprich die Versuche zur Kar-
tellbildung. Der enorme Anstieg von
Preisen und Renditen im Krieg,die Um-
stellung der gesamten Produktion auf
Rüstung, Raub und Eroberung werden
ebenso akribisch und faktenreich doku-
mentiert wie die Rekrutierung von
Zwangsarbeit für die Eisen- und Stahl-
industrie.

Schon in ihrem Vorwort weist die Ver-
fasserin auf interessante Parallelen und
Bezüge zwischen militärischem und
unternehmerischem Denken und Han-
deln hin.

„Der in den 50er Jahren an wissen-
schaftlicher Popularität gewinnende
Ansatz des Strategischen Managements
orientiert sich … teils unbewusst am mi-
litärtheoretischen Strategiebegriff von
Clausewitz und bezog Impulse nicht nur
aus der Industrieökonomik und der be-
havioristischen Rational choice-Theo-
rie, sondern auch aus der militärisch re-
levanten Spieltheorie. Außerdem
scheint das im 19. Jahrhundert boo-
mende strategische Denken des Militärs
sich auch auf Denkweisen und Handeln
von Unternehmern und Ökonomen aus-
gewirkt zu haben …“ 

Dafür liefert das Buch eine Fülle von
zusätzlichen Anhaltspunkten. Das al-
lein macht das Buch lesenswert.

Lesenswert ist es aber auch unter an-
deren Gesichtspunkten. Wer etwa eine
Übersicht über Entstehung und Inhalte
moderner Unternehmens- und Manage-
mentstrategien sucht, findet dazu im
Abschnitt „Theoretische Konzepte und
eigener Ansatz“ eine Fülle von Hinwei-
sen und Anregungen. Schon allein die-
se Skizzierung – von John von Neumann
und Oskar Morgenstern und ihrer
„Spieltheorie“, entstanden u.a. auf
Grund ihrer Erfahrungen im „Manhat-
tan Project“ in Los Alamos zur Ent-
wicklung der US-Atombombe, über die
Theorien von McKinsey, der Boston
Consulting Group und anderer US-
Unternehmensberater – macht das
Buch zu einem Gewinn. Mit Beklem-
mung erfahren Leser, dass sich das Bild
von Unternehmen als ständig im
Kriegszustand mit anderen Unterneh-
men befindlichen Akteuren auch durch
die modernen Unternehmens- und Ma-
nagementstrategien wie ein roter Faden
hindurch zieht.

Der Abstand zwischen „Innovation“
und „Krieg“ ist geringer, als manche
glauben. Diese – nicht nur in den Be-
grifflichkeiten, im strategischen Den-
ken und im Vokabular erkennbare – ge-
fährliche Nähe von Unternehmen und
Krieg, von Unternehmern und Militärs,
erneut deutlich gemacht zu haben, ist
vielleicht das wichtigste Verdienst die-
ser Publikation. rül

Stefanie van de Kerkhof, Von der Friedens-
zur Kriegswirtschaft, Unternehmensstrate-
gien der deutschen Eisen- und Stahlindus-
trie vom Kaiserreich bis zum Ersten Welt-

krieg, Bochumer Schriften zur Unterneh-
mens- und Industriegeschichte Bd. 15, Klar-
text Verlag, Essen, Januar 2006, 480 Sei-
ten, 33 Euro, ISBN 3-89861-516-2

„Mister UNO“
Rezension von Franz-Karl Hitze

Der Verband für Internationale Politik
und Völkerrecht e.V.gibt seit über einem
Jahr eine Schriftenreihe zur internatio-
nalen Politik heraus. Jetzt ist das Heft 8
„Zur Mitgliedschaft der beiden deut-
schen Staaten in der UNO“ erschienen.
Autor ist Dr. Bernhard Neugebauer, der
im wahrsten Sinne des Wortes von der
ersten bis zur letzten Stunde die Mit-
gliedschaft der DDR in der UNO be-
gleitet und mitgestaltet hat. Deshalb
wurde er in der DDR-Diplomatie auch
als „Mister UNO“ bekannt.

In Vorträgen Artikeln und Interviews
hat Neugebauer auch nach der Wende
immer offen, kritisch, aber authentisch
zu dem Thema Stellung genommen. Er
sprach oder schrieb über „Gemeinsam-
keiten und Differenzen in der VN-Poli-
tik der beiden deutschen Staaten“,„Zur
Gründung der Vereinten Nationen und
zur deutsch-deutschen Mitgliedschaft“,
zur „Multilateralen Hilfe der DDR“ und
gibt am Ende des Heftes eine Übersicht
über Mitgliedschaften und Funktionen
der DDR in internationalen Organisa-
tionen. Zur Aufnahme der beiden deut-
schen Staaten in die UNO 1973 wertete
der USA-Vertreter Scali diesen Schritt,
als einen großen symbolischen Akt.
„Der erfahrene Diplomat“, so schreibt
Siegfried Bock in seinem Vorwort „…
sah also die Vereinten Nationen ihrem
Ziel der Universalität näher gebracht.“

Dem Heft gingen eine Reihe anderer
Arbeiten voraus, wie das Heft 2 von Dr.
Hans-Georg Schleicher „Der Süden
Afrikas: Befreiungskampf und Globali-
sierungsdruck“, das Heft 3 von Dr.
Heinz-Dieter Winter „Konfliktregion
Naher und Mittlerer Osten“ oder das
Heft 5 von Heinz Langer „Zur Ent-
wicklung Kubas in jüngster Zeit“.Emp-
fehlenswert ist das Heft 7 von Arne C.
Seifert, der eine eher amüsante Arbeit
vorgelegt hat: „Hinter vorgehaltener
Hand. Kurioses aus der DDR-Diploma-
tie“ Seifert hat von 34 Kollegen 80 kur-
ze (manchmal auch etwas zu lange) Epi-
soden gesammelt, die recht unterhalt-
sam zu lesen sind.

Alle diese Hefte sind über den Verband für
Internationale Politik und Völkerrecht e.V.
Wilhelmstraße 50, 10117 Berlin oder über e-
Mail: VorstandVIP@aol.com, zum Geste-
hungspreis von 3 Euro + Porto zu beziehen.
Wer mehr über den sehr aktiven Verband er-
fahren will gehe ins Internet: www.vip-ev.de
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Jahr Monat Land
Ter-
min

Wahl-
periode

2006 Sept. Niedersachsen Kommunal 10.9. 5 Jahre

Sept. Meck.-Pomm. Landtag 17.9. 4 Jahre

Sept. Berlin Land/Kom. 17.9. 5 Jahre

2007 Frühj. Bremen Landtag 4 Jahre

Herbst Bremerhaven Kommunal 4 Jahre

2008 Frühj. Hamburg Land/Kom. 4 Jahre

Frühj. Hessen Landtag 5 Jahre

Frühj. Niedersachsen Landtag 5 Jahre

Frühj. Bayern Kommunal 6 Jahre

Frühj. Schleswig-Holstein Kommunal 5 Jahre

Herbst Bayern Landtag 5 Jahre

Herbst Brandenburg Kommunal 5 Jahre

Quellen: www.bundeswahlleiter.de, Landeswahlleiter

Vorschau auf Wahlen

22. bis 26. Mai, Berlin: 18. Ordentlicher Bundeskongress des
DGB: „Die Würde des Menschen ist unser Maßstab“.

24. Mai. Saarbrücken. 96. Deutscher Katholikentag. Motto:
„Gerechtigkeit vor Gottes Angesicht“.

3.Juni 2006.Berlin.Bundesweite Demonstration „Schluss mit
den ‚Reformen‘ gegen uns!“ Es rufen auf verschiedene Sozial-
initiativen und politische Gruppen. Aufruf und nähere Infos:
www.protest2006.de.

17. Juni. Berlin. Linkspartei. PDS: Beratung der Landesvor-
sitzenden.

3. bis 6. August. Erfurt. Linke Sommerschule mit den Kursen
Wirtschaft, Philosophie und Geschichte.

22. August. Berlin. CDU-Grundsatzkongress

1./2. September, Rostock. Ostseefriedenskonferenz.

1. bis 3. September, Berlin. Zukunftskongress der Grünen zur
porgrammatischen Neuorientierung. Thesenpapier dazu:
www.gruenerzukunftskongress.de

9. September, Zabeltitz (bei Risa). Bundestreffen der AG Be-
trieb & Gewerkschaft der Linkspartei.PDS.

10. bis 15. September. Bayern. Papst Benedikt XVI. zu Besuch
in Bayern.

7. Oktober. Berlin. Linkspartei.PDS: Beratung der Landes-
vorsitzenden.

4. November, Hannover. Bundestreffen der AG Betrieb & Ge-
werkschaft der Linkspartei.PDS.

27./28. November. Dresden. CDU-Parteitag, Wahl Vorstand.

Neuer Ort für die Sommerschule
Die diesjährige Sommerschule vom 3. bis 6. August findet
in Thüringens Landeshauptstadt Erfurt statt. In der Ju-
gendherberge „Hochheimer Straße“ tagen wir, in der „JH
Klingenstraße“ übernachten wir. Beide liegen nur etwa 3
Minuten Fußweg auseinander. Adresse: JH Erfurt, Hoch-
heimer Str. 12, Klingenstraße 4, 99094 Erfurt, Tel. 0361
5626705.

Die JH ist vom Bahnhof Erfurt mit der Straßenbahn 5
bis Endstation Steigerstraße zu erreichen.Von dort sind es
noch ca. 200 m Fußweg. Autofahrer nehmen die Abfahrt
Erfurt-West,nehmen die B4 bis zum Stadtring,biegen links
in die Schillerstraße (B7) und achten dann auf die Aus-
schilderung JH.

Die Kosten für Ü/F betragen 21,50 Euro pro Person, ein
warmes Mittag-/Abendessen kostet 4,70 Euro, ein kaltes
Abendessen 4 Euro.

Da wir als Gruppe gemeldet sind (günstigere Tarife),müs-
sen wir bis Mitte Juli die genaue Anzahl von Teilnehmer
melden.

Bitte meldet euch deshalb rechtzeitig und verbindlich bis
zum 14. Juli an bei
GNN-Verlag Hamburg, Christiane Schneider, 
Tel. (0 40) 43 18 88 20, Fax (0 40) 43 18 88 21, 
eMail: gnn-hhsh@hansenet.de
Die Themen der Kurse werden wir im Mai veröffentlichen.

Schluss mit den
„Reformen“ gegen uns!

Aufruftext, Plakate, MitfahrerInnenbörse, UnterstützerInnen-Liste, Termine der Vorbereitungstreff en: www.protest2006.de

Spendenkonto: Laura von Wimmersperg, Berliner Sparkasse, Konto: 6 010 219 181, BLZ: 100 500 00, Stichwort: 03.06.06-Demo

Kontakt und ViSdP: Martin Behrsing, 53117 Bonn, Infotelefon: (02 28) 2 49 55 94, info@protest2006.de

Diese Demonstration wird organisiert vom Vorbereitungsplenum für die bundesweite Demonstration am 3. Juni 2006

Die deutschen Regierungen sind seit Jahren Motoren in Europa, die Mas-

senentlassungen, Verarmung, Abbau sozialer Grundrechte und Ar-

beitnehmerInnenrechte zugunsten der Profitinteressen der europäi-

schen Konzerne vorantreiben. Wir sehen explodierende Gewinne bei 

Unternehmen, die gleichzeitig den massenhaften Abbau von Arbeitsplätz-

en in ihren Bilanzen als Erfolg verzeichnen. Dagegen wehren wir uns!

Ein gesetzlicher Mindestlohn von 

wenigstens 10 € pro Stunde!

Ein ausreichendes, garantiertes Min-

desteinkommen für alle Erwerbslo-

sen ohne Arbeitszwang und Bedürf-

tigkeitsprüfungen; im 1. Schritt die 

Erhöhung des ALG II auf mindestens 

500,- € plus volle Kosten der Unter-

kunft!

30-Stundenwoche bei vollem Lohn- 

und Personalausgleich, statt Ar-

beitszeitverlängerung!

Die sofortige Rücknahme der Agen-

da 2010 und der Hartz-IV Gesetze.

Keine Zwangsumzüge!

Ein einheitliches und bedarfsdecken-

des Gesundheits- und Sozialsystem!

Einheitliche Sozialstandards auf ho-

•

•

•

•

•

•

hem Niveau in ganz Europa!

Die sofortige Rücknahme aller Ge-

winnsteuersenkungen und die Wie-

dereinführung der Vermögenssteu-

er!

Den uneingeschränkten Zugang zu 

und den Ausbau von Bildungs-, Er-

ziehungs- und Kultureinrichtungen 

ohne Studiengebühren und Eliteu-

niversitäten!

Den sofortigen Stopp der geplanten 

Privatisierungen öff entlichen Eigen-

tums und der Sozialversicherungs-

systeme!

Gleiche Rechte für alle hier lebenden 

Menschen!

Stopp aller Kriegsvorbereitungen!

•

•

•

•

•

Bundesweite
Demonstration

3. Juni 2006 • 13:00 Uhr

Berlin Alexanderplatz
( Ka r l - L i e b k n e c ht - St r. )
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www.protest2006.de


